
Gibt es eine 
Rechtssetzungslehre?

EinleitungRz. 1
Ja, denn die Ansicht, Rechtssetzung sei eine nicht lernbare Kunst, 
wird heute nicht mehr vertreten. 

Dennoch ist noch nicht klar, ob und wie weit die Rechtssetzungs-
lehre normativ ist, d.h. für den Gesetzgeber „Klugheitsregeln“
aufstellt (dies ist hingegen bei der Rechtsanwendung unbestrit-
ten). Immerhin hat die Rechtssetzungslehre die Schaffung von 
Rechtssetzungsleitfäden provoziert. 

Nachfolgende Abhandlung beschäftigt sich mit 
dem funktionsgerechten Einsatz der Gesetz-
gebung: Was kann Rechtssetzung leisten, und 
was bleibt besser anderen Funktionen – v.a. der 
Rechtsanwendung – überlassen?

Rechtssetzung ist 
eine interdisziplinäre 
Aufgabe. Inwiefern?

EinleitungRz. 2-5
In allen Phasen der Erarbeitung von Normtexten müssen 
Fachleute aus verschiedenen Disziplinen zusammenarbeiten: 

Primär beteiligte Fachleute 

Abklärung
Ist-Zustand

Auswahl der 
Instrumente

Formulierung
von Normtexte

Entscheidung

Jurist, soweit es um die rechtl. Ausgangslage 
geht (z.B. Völkerrecht). Daneben Soziologen, 
Statistiker, Politologen für ihr Kompetenzgebiet. 
Die Frage, ob ein Gesetz überhaupt sinnvoll ist, 
beurteilen obige Fachleute hinsichtlich ihres 
jeweiligen Kompetenzgebietes. 

Der Jurist verfügt über das notwendige 
Methodenwissen und dominiert hier. 
Hilfeleistung durch Sprachwissenschafter und 
Fachspezialisten (z.B. Ingenieur oder Ökonom). 

Parlamentarier (juristische Beratung wichtig).

Rechtssetzungsprozess = Teamarbeit unter jur. Führungsarbeit 

Rechtssetzung ist 
eine internationale 
Aufgabe. Was ist 

diesbezüglich beson-
ders zu beachten? 

EinleitungRz. 6
In der internationalen Rechtssetzung verunmög-
licht oftmals das Verfahren die Beachtung der 
Regeln einer „guten Rechtssetzung“. 

Rechtssetzungsgrundsätze sollten auch auf 
internationaler Ebene verstärkt beachtet werden. 

Grund:

Relativierung:

Zahlreiche Beteiligte mit 
unterschiedlichen Interessen.

Das Dilemma kann dort 
mindestens teilweise korrigiert 
werden, wo eine Transformation 
ins Landesrecht stattfindet.

Welche Erwartungen 
hatte Jean-Jacques 
Rousseau an den 
Staat und an die 
Rechtssetzung?

§ 1 Erwartungen an Staat und Rechtssetzung Rz. 7

„Ein Staat, in dem es mehr Gesetze gibt, als 
ein Bürger im Gedächtnis behalten kann, ist 
ein schlecht organisierter Staat, und ein 
Bürger, der nicht alle Gesetze seines Landes 
auswendig kennt, ein schlechter Bürger.“



Bewerte das nachfolgende Zitat von 
J.-J. Rousseau aus heutiger Sicht. 

„Ein Staat, in dem es mehr Gesetze 
gibt, als ein Bürger im Gedächtnis 
behalten kann, ist ein schlecht 
organisierter Staat, und ein Bürger, 
der nicht alle Gesetze seines Landes 
auswendig kennt, ein schlechter 
Bürger.“

§ 1 Erwartungen an Staat und Rechtssetzung Rz. 8-10

• Ehemals: Der Idealstaat sorgt für Ordnung und Sicherheit. 
• Heute: Der moderne Vielfunktionenstaat soll Leistungen aller 

Art erbringen und sich für- und vorsorgend für Mensch und 
Umwelt kümmern. Auch wenn an dieser Entwicklung oft Kritik 
laut wird („Überregulierung“), so fällt es im Einzelnen dennoch 
schwer, das einmal erreichte Niveau staatl. Aufgabenerfüllung 
zu senken („Normhunger“ der modernen Gesellschaft). Oftmals 
der einzige Weg, der Überregulierung entgegenzuwirken, ist 
nicht der klassische Abbau der staatl. Aufgabe, sondern ein 
neues Staatsverständnis an sich: Der Staat wird vom 
Leistungs- zum Gewährleistungsstaat (mehr Akzeptanz durch 
mehr Selbstregulierung). 

Nachtwächter Leistung Gewährleistung

Vermutlich schon seinerzeit, jedenfalls heute ist die Aussage eine 
Utopie. Dennoch interessant, da daraus abgeleitet werden kann, 
wie sich das Staatsverständnis mit der Zeit geändert hat: 

Was bedeutet 
„Rechtssetzung“?

§ 2 Zum Begriff der RechtssetzungRz. 11 f.

• Eichenberger spricht von der „Steuerung künftigen Verhaltens 
und dessen Hinlenkung auf vorgestellte Ordnungsbilder“. Man 
kann – zurückhaltender – Rechtssetzung aber auch neutral als 
Tätigkeit verstehen, die die Voraussetzungen schaffen will, 
dass die Menschen ihre eigenen Ziele verwirklichen können. 

• Da diese Steuerung aber nur z.T. durch Rechtssetzung erfolgt, 
ist eine abstrakte Definition kaum möglich. Vielmehr muss 
man anhand konkreter Beispiele aufzeigen, ob ein 
Regelungsbedürfnis durch den Erlass von Rechtsnormen oder 
mit anderen Mitteln / Verfahren zu befriedigen ist. 

Welche Funktionen 
verfolg die 

Rechtssetzung?

§ 3 Funktionen der RechtssetzungRz. 13 • Ordnung und Stabilisierung des 
Verhaltens

• Steuerung der gesellschaftlichen 
Entwicklung

• Legitimierung und Integration

• Politische Auseinandersetzung 
und Konsensfindung

Je nach Gegenstand der Regelung steht die eine oder andere 
Funktion im Vordergrund. 

Inwiefern will die 
Rechtssetzung das 
Verhalten ordnen 
und stabilisieren? 

§ 3 Funktionen der RechtssetzungRz. 14

Erklärt in der Sprache 
der Soziologen: 

Erklärt in der Sprache 
der Juristen: 

Rechtssetzung soll Komplexität 
reduzieren und menschliche 
Verhaltenserwartungen
generalisieren und stabilisieren. 

Rechtssetzung soll 
Rechtssicherheit schaffen.



Wo ist die Ordnungs-
und Stabilisierungs-

funktion der 
Rechtssetzung

besonders wichtig? 

§ 3 Funktionen der RechtssetzungRz. 15 f. 

Die Ordnungs- und Stabilisierungsfunktion ist 
umso wichtiger, je zentraler das Bedürfnis nach 
Rechtssicherheit im jeweiligen Regelungsbereich 
ist.

Um der viel beklagten Gesetzesinflation entgegen 
zu wirken, sollte sich der Gesetzgeber wieder 
vermehrt auf die Ordnungs- und Stabilisierungs-
funktion von Gesetzen besinnen. 

Inwiefern will die 
Rechtssetzung die 
gesellschaftliche

Entwicklung
steuern?

§ 3 Funktionen der RechtssetzungRz. 17
Klassische Auffassung: Rechtssetzung ist „social

engineering“. Mit Gesetzen können politische 
Zielsetzungen programmiert werden

(„instrument d‘action de l‘état sur la société“). 

Erkenntnis: Menschl. Verhalten lässt sich nur 
beschränkt durch Rechtssetzung beeinflussen. 

Oft handelt es sich bloss um eine Anpassung an 
bereits eingetretene Veränderung der 

Verhältnisse.

Wo ist die Funktion 
der Steuerung der 
gesellschaftlichen

Entwicklung
besonders wichtig? 

§ 3 Funktionen der RechtssetzungRz. 18

Diese Steuerungsfunktion steht primär im 
Verwaltungsrecht im Vordergrund (in 
Deutschland hat sich daraus die „Neue Verwal-
tungsrechtswissenschaft“ herausgebildet!), vgl. 
etwa RPG, USG, Verkehrs- oder Sozialgesetze. 

Aber auch in Bereich des Privatrechts 
(Wirtschaftsrecht, Miet- und Arbeitsrecht) wird 
diese Steuerungsfunktion immer wichtiger. 

Welche Gefahren 
bestehen, wenn die 

Rechtssetzung
gesellschaftliche  Ent-

wicklungen steuern will? 

§ 3 Funktionen der RechtssetzungRz. 19
Gefahr

Gesetze, die lenken wollen, laufen Gefahr, im Widerspruch zur 
Realität zu stehen. Dadurch können sie an Glaubwürdigkeit 
verlieren. Unglaubwürdige Gesetze sind unwirksam. 

Lösungsansätze

Der Gesetzgeber sollte sich nicht „übernehmen“, sondern einge-
stehen, dass eine Lenkung nur unter bestimmten Vorausset-
zungen möglich ist. Zudem ist die konsensuale Rechtssetzung 
(Selbstregulierung) weniger gefährdet, unwirksam zu sein. 

Thomas Ellwein

Er empfiehlt, die verschiedenen Optionen möglichst lange offen 
zu halten, um wenigstens gewollte Entwicklungen zu verstärken 
und nicht gewollte abschwächen zu können. 



§ 3 Funktionen der RechtssetzungRz. 20

Inwiefern will die 
Rechtssetzung
legitimieren und 

integrieren?

Demokratische und öff. Verfahren bringen eine 
höhere Identifikation mit sich. 

Vgl. Niklas Luhmann, Legitimation durch 
Verfahren.

Identifikation Akzeptanz Befolgungsfreudigkeit; umgekehrt:

Mangelnde
Identifikation

Inakzeptanz

Befolgungs-
unfreudigkeit

Ineffiziente
Rechtssetzung

§ 3 Funktionen der RechtssetzungRz. 21

Wo ist die 
Legitimierungs- und 
Integrationsfunktion
der Rechtssetzung 
besonders wichtig? 

Diese Legitimierungs- und Integrationsfunktion 
findet sich – unabhängig vom Rechtsgebiet – v.a. 
bei der Rechtssetzung auf Verfassungs- und 
Gesetzesstufe.

Demgegenüber entstehen Verordnungen i.d.R. 
nicht in einem öffentlichen Verfahren (Ausnahme: 
Aushandlung von VO-Bestimmungen, vgl. etwa 
Umweltschutzrecht, Banken- und Börsenrecht, 
Lebensmittelpolizeirecht; ähnlich Vernehmlas-
sungsverfahren).

Welche Ursachen gibt 
es für die zunehmende 
politische Abstinenz? 

§ 3 Funktionen der RechtssetzungRz. 22
• Die Legitimations- und Integrationskraft der 

Rechtssetzung wird bedroht durch die 
Dominanz von Gruppeninteressen. 

• Zunehmende Komplexität und Anzahl der 
Fragen

• Unzufriedene organisieren sich in 
Bürgerbewegungen, die meist gegen die 
„classe politique“ protestieren und ihre 
politische Tätigkeit vorwiegend ausserhalb der 
institutionalisierten Willensbildungs- und 
Entscheidungsprozesse entfalten. 

§ 3 Funktionen der RechtssetzungRz. 23

Inwiefern führt die 
Rechtssetzung eine 
politische Auseinan-

dersetzung und 
Konsensfindung?

Der Rechtssetzungsprozess kann eine politische 
Auseinandersetzung und Konsensfindung 
ermöglichen (grösste Verwirklichung beim 
Konkordanz-/Referendumssystem). Dadurch 
werden Normen  solche „referendumssicher“ und 
erfahren eine hohe Akzeptanz. 



§ 3 Funktionen der RechtssetzungRz. 24 f. 

Welches Risiko geht mit 
dem Bestreben einher, im 
Rechtssetzungsprozess
einen grösstmöglichen
Konsens zu erlangen? 

Kompromisse können die Qualität der 
Rechtssetzung beeinträchtigen, weil Normen 
ohne normativen Gehalt entstehen.

Die wichtigen Entscheidungen werden 
stattdessen in der Regierung (VO) oder Justiz 
(Rechtsanwendungsverfahren) getroffen. Der 
kurzfristige Effizienzgewinn könnte sich länger-
fristig als Bumerang entpuppen (keine Akzep-
tanz). Je mehr das Rechtssetzungsverfahren 
„entpolitisiert“ wird, desto weniger kann es dazu 
dienen, die politische Auseinandersetzung und 
Konsensfindung zu ermöglichen. Dann erfüllt das 
Gesetz seine Funktionen nur noch symbolisch. 

In welchem 
Verhältnis stehen 

Rechtssetzung und 
Rechtsanwendung?

§ 4 Rechtssetzung – RechtsanwendungRz. 26-28
Rechtssetzung Rechtsanwendung
Programmierendes,
zukunftsbezogenes
Entscheiden

Programmiertes,
situationsbezogenes

Entscheiden

Vermischung dieses klassischen Verständnisses in der Praxis

• „Schuss ins Dunkle“ (Rehbinder). Wir wissen über die 
Auswirkungen von Gesetzen sehr wenig.

• Die Unpräzision der Sprache vermindert die Steuerungsfähig-
keit zusätzlich.

• Das Programm muss Spielräume offen lassen, damit die 
Anwendung dem Einzelfall gerecht werden kann. Das Ziel einer 
Regelung kann nur in Zusammenwirkung von Rechtssetzung 
und Rechtsanwendung erreicht werden.

• Neben der Einzelfallgerechtigkeit muss die Rechtsanwendung 
stets der präjudiziellen Wirkung Rechnung tragen: Indem sich 
die Norm konkretisiert, schafft sie selbst Recht.

Inwiefern ist die 
Unterscheidung
Rechtssetzung –

Rechtsanwendung für 
die Praxis relevant? 

§ 4 Rechtssetzung – RechtsanwendungRz. 29 f.
Problem Regelungsbedarf. Aber wie regeln? Die Antwort ergibt 
sich aus den unterschiedlichen Funktionen der Rechtssetzung vs. 
Rechtsanwendung. Welche Ziele werden verfolgt? 

Rechtssetzung (d.h. 
möglichst bestimmte 

Rechtsnorm)

Rechtsanwendung (d.h. 
möglichst offene 

Rechtsnorm)

Ziel

Grenzen

• Ordnung
• Stabilisierung
• Rechtsgleichheit 

• Einzelfallgerechtigkeit

• Schuss ins Dunkle
• sprachl. Unpräzision

• dem. Legitim. (BV 164 I)
• Legalitätsprinzip (BV 5)

Welche Rolle spielen 
andere

Staatsfunktionen zur 
Erreichung eines 

„gerechten“ Staates? 

§ 5 Abgrenzung zu anderen StaatsfunktionenRz. 31-33
Die genuinen Stärken der Rechtssetzung (Ordnung und 
Stabilisierung des Verhaltens, Steuerung, Legitimierung und 
Integration, pol. Auseinandersetzung und Konsensfindung) 
reichen für die Erfüllung der modernen Staatsaufgaben nicht aus. 
Ebenso wichtig sind: 

Rechtsanwendung Gewährung von Einzelfallgerechtigkeit 
unter Berücksichtigung der präjudiziellen 
Wirkung.

Staatsleitung Abstimmung der Innen- und 
Aussenpolitik

Finanzordnung Das Parlament steuert über Budget und 
Nachtrag die personellen und finanziellen 
Ressourcen, die für den Vollzug nötig 
sind.



Nenne ein bekanntes 
Beispiel zur 

Vollzugsproblematik.

§ 5 Abgrenzung zu anderen StaatsfunktionenRz. 34

Nach RPG 35 I a hätten die Kantone bis 
1985 ihre Richtpläne ausarbeiten müssen. 
1987 waren noch 10 Richtpläne nicht 
genehmigungsreif und 1994 fehlte noch 
der Richtplan eines Kantons.

Welches ist ein ver-
breitetes Problem bei 
der Rechtssetzung? 

§ 5 Abgrenzung zu anderen StaatsfunktionenRz. 35 f.

• Die vorbereitende Verwaltung formuliert oft umfassende 
„Gebrauchsanweisungen“, um sich bei den 
Anwendungsfällen hinter dem Gesetzestext verstecken 
zu können und keine Verantwortung für den konkreten 
Entscheid übernehmen zu müssen. 

• Die Parlamentarier können sich meinst nur profilieren 
durch Einbringen neuer Vorschläge, wodurch die 
Regelungsdichte erhöht wird. 

Der Glaube an die Allmacht des Gesetzgebers ist noch immer 
weit verbreitet. Dies führt oft zu langen, komplizierten und bloss 
scheinbar umfassenden gesetzlichen Regelungen: 

Viele Probleme sind darauf zurückzuführen, dass man Aufgaben 
mit dem Erlass von Rechtsnormen zu bewältigen versucht, 
obwohl sich dieses Instrument dazu gar nicht eignet. Der 
Gesetzgeber sollte generell mehr Zutrauen in die Fähigkeit der 
rechtsanwendenden Organe haben. Es gibt genügend 
Möglichkeiten, Fehlleistungen bei der Rechtsanwendung zu 
korrigieren.

Welches sind die 
Chancen und Risiken, 
die die Rechtssetzung 
durch Private mit sicht 

bringt?

§ 6 Rechtssetzung durch PrivateRz. 37
Kritik Fehlende demokratische Legitimation

Replik Staat kann den „Normhunger“ der 
Gesellschaft kaum mehr alleine stillen 
in quantitativer und qualitativer (Mobi-
lisierung von Fachwissen) Hinsicht. 
Zudem ist die Steuerungsfähigkeit des 
staatl. Rechts begrenzt. 

Akzeptiert Sachverstand der Privaten innerhalb 
bestimmter Grenzen nutzen und unter 
die Aufsicht des Staates stellen. 

Welche Arten der 
Selbstregulierung

werden unter-
schieden?

§ 6 Rechtssetzung durch PrivateRz. 38
Arten der Selbstregulierung

(Reine)
„Selbstregulierung“

„Gesteuerte Selbstregulierung“
„regulierte Selbstregulierung“

„Co-Regulierung“

Private Akteure schaffen ohne 
staatl. Einwirkung für ihre 
gesamte Branche bindende 
Verhaltensregelungen.

Staatl. Akteure veranlassen, 
fördern oder verhandeln die 
Regelung durch bzw. mit 
Privaten.

Regelung privatrechtl. Natur Regelung öff.-rechtl. Natur

In der Praxis ist die Abgrenzung nicht immer klar. So wird in KIG 3 
die Vereinbarung als „privatrechtlich“ bezeichnet (obwohl eigent-
lich ein Fall einer gesteuerten Selbstregulierung). 



Woraus ergibt sich die 
Zulässigkeit der 

gesteuerten
Selbstregulierung?

§ 6 Rechtssetzung durch PrivateRz. 39 f.

• BV 164 II erlaubt ganz allgemein die Übertragung von 
Rechtssetzungsbefugnissen durch ein BG, sofern keine 
„wichtige Bestimmung“ vorliegt.

• BV 178 III könnte als verfassungsrechtliche Grundlage betrach-
tet werden, wenn man von einem weiten Begriff der Verwal-
tungsaufgabe (inkl. Rechtssetzung) ausgeht.

• BV 35 II bindet auch Dritte an die GR.
• BV 5 verlangt ein öff. Interesse (II) und die Wahrung der 

Verhältnismässigkeit (III).
• BV 169 I und 187 I a verlangen, dass die private 

Rechtssetzungstätigkeit der staatlichen Aufsicht unterliegt.
• BV 29a sowie BV 177 III analog verlangen die Sicherstellung 

des Rechtsschutzes, denn: „Der Einfluss der Legislative und 
Exekutive lässt sich zurück binden, nicht aber derjenige der 
Judikative“.

Die Zulässigkeit der gesteuerten Selbstregulierung ergibt sich 
höchstens indirekt aus der BV: 

Welche Formen der 
gesteuerten Selbst-
regulierung werden 

unterschieden?

§ 6 Rechtssetzung durch PrivateRz. 41

• Selbstregulierung im Rahmen der Auslagerung 
von Staatsaufgaben 

• Staatliche Förderung der Selbstregulierung

• Übernahme privater Normen in das staatliche 
Recht

Wann liegt eine Selbst-
regulierung im Rahmen 

der Auslagerung von 
Staatsaufgaben vor? 

Nenne Beispiele. 

§ 6 Rechtssetzung durch PrivateRz. 42

Beispiele
• BEHG 3 ff. verlangt von jeder Börse ein Reglement 
• EnG 17 I (Energiegesetz) ermächtigt den Bundesrat, private 

Organisationen Vereinbarungen über die Messung des 
Energieverbrauchs treffen zu lassen. 

• GwG 24 ff. sieht Selbstregulierungsorganisationen vor, die die 
Finanzintermediäre kontrollieren (jede Bank und jeder 
Vermögensverwalter muss sich einer solchen Organisation 
anschliessen, um eine Lizenz zu bekommen). 

• BBG 28 (Berufsbildungsgesetz) sieht Organisationen der 
Arbeitswelt vor, die Lernpläne etc. festlegen.

Im Rahmen der Auslagerung von Staatsaufgaben 
auf Private wird oft auch die Kompetenz zum 
Erlass der für die Erfüllung notwendigen Normen 
übertragen.

Wie kann 
Selbstregulierung
staatl. Gefördert 

werden?

§ 6 Rechtssetzung durch PrivateRz. 43
Selbstregulierung kann durch Anreize gefördert werden, wie etwa 
• finanzielle Anreize, oder 
• in Aussichtstellung der Übernahme privater Selbstregulierung 

ins Verordnungsrecht, oder
• Androhung staatlicher Regelungen für den Fall, dass die 

gewünschte Selbstregulierung ausbleibt.

Beispiele
– LwG 8: Fördert die Vielfalt der landwirtschaftlichen 

Produkte, sonst greifen wir ein. 
– USG 41a II: Bund und Kantone können 

Branchenvereinbarungen fördern. 
– FiG 20 f. (Filmgesetz): Fördert die Vielfalt der Filme, sonst 

greifen wir ein. 
– KIG 2-4 (Konsumenteninformationsgesetz): Regelt die 

Deklarationsgrundsätze, sonst regeln wir das durch VO. 



Wie werden private 
Normen in das 

staatliche Recht 
übernommen?

§ 6 Rechtssetzung durch PrivateRz. 44

• Verbindlicherklärung (z.B. Gesamtarbeitsverträge, Rahmen-
mietverträge, vgl. auch LwG 15 III).

• Verweis im staatlichen Recht (= i.d.R. statische Verweise: Sie 
beziehen sich auf die Fassung, wie sie im Zeitpunkt der 
Verweisung gelten. Dynamische Verweise, die die jeweils 
geltende Fassung betreffen, stellen eigentlich eine Delegation 
von Rechtssetzungskompetenzen an Private dar und sind nur 
in engen Grenzen zulässig).

• Das VO-Organ ist verpflichtet, zu prüfen, ob private 
Regelungen übernommen werden können, bevor es selbst 
Erlasse formuliert (vgl. USG 41a III).

Die Übernahme privater Normen ist auf verschiedenen Wegen 
möglich:

Welchen Chancen 
bringt die gesteuerte 

Selbstregulierung
mit sich? 

§ 6 Rechtssetzung durch PrivateRz. 45 f.
• Wachsende Komplexität Mobilisierung von Fachwissen 

Verbesserung der Qualität (branchennäher, sachgerechter, 
schneller, oft international vernetzter) höhere Akzeptanz 
höhere Wirksamkeit des Rechts Entlastung des Staates 
nicht nur im Bereich der Rechtssetzung, sondern auch im 
Bereich der Rechtsanwendung. 

• Einsicht, dass Rechtssetzung gesellschaftliche Entwicklungen 
nur begrenzt beeinflussen kann. Zudem haben staatliche 
Regulierungen oft unerwünschte Nebenfolgen. 

Lenkungs- und 
Leistungsstaat Gewährleistungsstaat

§ 6 Rechtssetzung durch PrivateRz. 47

Welche Risiken bringt 
die gesteuerte 

Selbstregulierung
mit sich? 

• Keine demokratische Legitimation (daher: Wichtiges im 
Gesetz)

• Öff. Interessen gewährleistet?

• Gleichbehandlungsgebot gewährleistet? Die selbstregulie-
renden Privaten sind dazu angehalten, vgl. BV 35 II.

• Rechtssicherheit gewährleistet? Die Publikation findet oft nicht 
mehr amtlich, sondern in Fachpublikationen statt. Zudem wird 
die Anzahl der Gesetze nicht reduziert. 

• Prozess fair? Die Regelung kommt oft auf untransparente 
Weise zustande. 

• Rechtsschutz gewährleistet? Besonders problematisch 
hinsichtlich Dritter, die zwar von der Selbstregulierung betroffen 
werden, aber nicht daran beteiligt sind. 

In welchen 
Rechtsgebieten

erscheint
Selbstregulierung

ungeeignet?

§ 6 Rechtssetzung durch PrivateRz. 48

• Strafrecht

• Teilen des Privatrechts (Personen-, 
Familien-, Erbrecht)

• Prozessrecht

• Behördenorganisationsrecht



Wozu dient die 
Methode der 

Rechtssetzung?

§ 7 Methode der RechtssetzungRz. 49-51

Ziel der Methode der Rechtssetzung besteht 
darin, zu einer „richtigen“, „guten“, „gerechten“
oder „fairen“ Rechtsnorm zu gelangen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, gibt es also eine 
Methode ( Kunst). Auf für diese Methode ist 
die Unterscheidung zwischen Rechtssetzung 
und Rechtsanwendung zu relativieren, denn 
beide Male geht es um die Verwirklichung des 
übergeordneten Rechts.

Wer bestimmt die 
Methode der 

Rechtssetzung?

§ 7 Methode der RechtssetzungRz. 52-55

Das übergeordnete Recht begrenzt weitgehend 
den Gestaltungsspielraum dieser Methode. Der 
Methode übergeordnet sind primär internatio-
nales Recht und die Verfassung, wobei sich die 
Frage stellt, ob sich aus dem übergeordneten 
Recht bloss ein Konformitätsanspruch ergibt (das 
übergeordnete Recht setzt inhaltliche Schranken 
i.B.a. das untergeordnete Recht) oder ob das 
übergeordnete Recht gar eine bestimmte 
Methode der Rechtssetzung vorschreibt. 

Gibt das Grundgesetz 
eine Methode der 

Rechtssetzung vor? 

§ 7 Methode der RechtssetzungRz. 56 f.
Ausgangslage Das Bundesverfassungsgericht prüft lediglich, 

ob der Gesetzgeber von offensichtlich unzutref-
fenden tatsächlichen Voraussetzungen ausge-
gangen ist. 

Weiterent-
wicklung

Hat der Gesetzgeber die zugänglichen Erkennt-
nisquellen ausgeschöpft? 
Zudem trifft den Gesetzgeber eine Nachbes-
serungspflicht: Er muss dafür sorgen, dass das 
erlassene Gesetz auch künftig mit dem 
Grundgesetz in Übereinstimmung bleibt. (vgl. 
BGE 111 Ia 99 betreffend einem umstrittenen 
Wohnanteil der Stadt Zürich: „Wenn sich die 
Verhältnisse ändern, muss die Behörde den 
Nutzungsplan überprüfen und ggf. anpassen.)

Lehre Die Verfassungsmässigkeit hängt nicht von der 
gewählten Methode, sondern allein vom 
Ergebnis ab. 

Gibt die Constitution of 
Amerika eine Methode 

der Rechtssetzung 
vor?

§ 7 Methode der RechtssetzungRz. 58
Es ist strittig, ob die Due Process Clause des XIV- Verfassungs-
amendments nur im Gerichts- oder auch im Gesetzgebungsver-
fahren gilt. 

pro

Ja! Ein Gesetz, das nicht 
ausreichend beraten wurde, 
verstösst gegen die 
Verfassung. Zu einer 
ausreichenden Beratung 
gehören auch Abklärungen 
über die Auswirkungen. 

contra

Nein. Sowieso kann das 
Gericht dies nicht überpürfen, 
weil es sonst gegen den 
Grundsatz der Gewalten-
teilung verstossen würde. 



Gibt die BV eine 
Methode der 

Rechtssetzung vor? 

§ 7 Methode der RechtssetzungRz. 59
Für die Schweiz leitet sich aus der BV eine positive und eine 
negative Antwort ab: 

BV

BV 170 statuiert eine 
Verpflichtung zur Evaluation 
von Gesetzen und damit ein 
bestimmtes Vorgehen des 
Gesetzgebers in der Kontroll-
phase eines Rechtssetzungs-
prozesses.

BGer

Das BGer prüft die Verhältnis-
mässigkeit von Gesetzen nur 
mit Zurückhaltung und greift 
erst ein, wenn die Massnahme 
offensichtlich ungeeignet ist. 

Was bedeutet es, 
wenn die Methode der 
Rechtssetzung nicht 

beachtet wird? 

§ 7 Methode der RechtssetzungRz. 60-63
Unstrittig ist, dass übergeordnetes Recht inhaltlich stets beachtet 
werden muss. Da aber Rechtssetzung nicht blosser Vollzug des 
übergeordneten Rechts darstellt, kann aus der Verfassung keine 
„einzig richtige Rechtssetzungsmethode“ abgeleitet werden. Mit 
Messerschmidt kann aber davon ausgegangen werden, dass sich 
aus der Verfassung eine „Obliegenheit“ ergibt, eine rationale 
Rechtssetzungsmethode anzuwenden. Wird gegen diese 
Obliegenheit verstossen, kann sich der Gesetzgeber nicht mehr 
auf seine Einschätzungsprärogative berufen und das Gesetz 
unterliegt einer erhöhten Inhaltskontrolle. 

Die Verfassungsmässigkeit eines Erlasses hängt nicht von der 
gewählten Rechtssetzungsmethode ab. Hat der Gesetzgeber 
keine rationale Rechtssetzungsmethode angewendet, hat er 
gegen eine verfassungsrechtliche Obliegenheit verstossen, 
weshalb das Gesetz einer verschärften gerichtlichen 
Inhaltskontrolle unterliegt. 

Was versteht man 
unter einem Rechts-
setzungsverfahren?

§ 7 Methode der RechtssetzungRz. 64

• Welches Organ hat das Initiativ- oder Antragsrecht? 
• Welches Organ arbeitet Entwürfe aus? 
• Welches Organ kann sich dazu äussern? (Mitberichte, 

Vernehmlassung)
• Welches Organ beschliesst? 

Rechtssetzungsverfahren = Ablauf des Entscheidungsprozesses, 
in welchem Rechtsnormen erzeugt werden. 
Relevante Fragen sind:

Welcher Zusammenhang 
besteht zwischen der 

Rechtssetzungsmetho-
de und dem Rechts-
setzungsverfahren?

§ 7 Methode der RechtssetzungRz. 65

Das Verfahren muss im Dienste der Methode 
stehen:  (Das Organ, das aktiv wird, muss auch 
über den nötigen Sachverstand verfügen und 
politisch dazu legitimiert sein). 



Was versteht man 
unter Rechtssetzungs-

technik?

§ 7 Methode der RechtssetzungRz. 66-68

• Aufbau (Zweckartikel, Geltungsbereich, Legaldefinition, 
Verweise, Systematik…), 

• Sprache ( beachte Adressat), 
• Form (wenn wichtig = Gesetzesform) der Erlasse 

Rechtssetzungstechnik = Anwendung des Instrumentariums zur 
äusseren Gestaltung von Rechtsnormen: Dies betrifft etwa die 
Regeln bezüglich: 

Diese Techniken sind in zahlreichen Leitfäden (Checklisten) 
zusammengefasst und haben sich in der Praxis gut etabliert. 
Verschiedene Prinzipien ergeben sich aber bereits aus der 
Verfassung (generell-abstrakt, genügend bestimmt, 
Gesetzesform, Beachtung des öff. Interesses, 
Verhältnismässigkeit, Willkürverbot…). Eine gute Technik (klarer 
Aufbau, verständliche Sprache, angemessene Dichte und 
Bestimmtheit der Normierung) verbessert die Chancen der 
Wirksamkeit der Rechtsnormen.

Welche Phasen 
durchläuft ein 

Gesetz?

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 69 1. Impulsgebung
2. Analyse der Ausgangslage (Ist-Zustand)
3. Präzisierung der Zielsetzung
4. Konzept (bis Entscheidung über Konzept)
5. Redaktion des Entwurfs (Formulierung der 

Normtexte)
6. Überprüfung des Entwurfs 
7. Beschlussfassung 
8. Publikation
9. Inkraftsetzung 
10.Kontrolle der Wirkung und Korrektur von 

Mängeln

Wer kann für 
Rechtsnormen

einen Impuls geben? 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 70

• Politik 
• Übergeordnetes Recht 
• Feststellung von Mängeln des geltenden 

Rechts

Warum werden 
Rechtsnormen durch 

politische Impulse 
ausgelöst?

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 71 Ziel Befriedigung eines Bedürfnisses durch 
staatliche Regelungen (Schutz-, Leistungs-
oder Lenkungsbedürfnis). 



Welcher Art können 
politische Impulse 

sein?

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 72-76
Präzision des politischen Impulses
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Oft informelle 
Impulse, z.B. der 
Massenmedien.

Wann werden 
Rechtsnormen durch 

übergeordnetes Recht 
ausgelöst?

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 77 f. Auf Bundesstufe 

Auf Kantonsstufe 

Auf Gemeindestufe 

Völkerrecht (v.a. in der Form eines 
Staatsvertrages) ist oft Auslöser für eine 
Rechtsänderung auf Bundesstufe. 
Die BV veranlasst Gesetzesänderungen, 
und Gesetze veranlassen VO-Änderungen. 

Bundesrecht ist oft Auslöser für eine 
Rechtsänderung auf kt. Stufe. 

Kantonales Recht ist oft Auslöser für eine 
Rechtsänderung auf Gemeindestufe. 

Wann werden 
Rechtsnormen durch 

übergeordnetes Recht 
ausgelöst?

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 79-81
• Rechtsnormen sind oft mangelhaft 

(unerwünschte Nebenwirkungen, 
unbefriedigende Ergebnisse…). 

• Geht man von einer Nachbesserungspflicht des 
Gesetzgebers aus, müssten solche Mängel 
behoben werden. Die rechtsanwendenden
Behörden (Gerichte, Verwaltung, z.T. auch 
Ombundsstellen) sind am ehesten in der Lage, 
Mängel des geltenden Rechts festzustellen. 
Doch leider gibt es keine systematische 
Zusammenstellung festgestellter Mängel in 
Rechtsnormen.

Wie wird der Ist-
Zustand analysiert? 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 82
Damit etwas verändert werden kann, muss zuerst 
einmal der Ausgangspunkt klar identifiziert 
worden sein. Eugen Huber spricht von den 
„Realien“, die analysiert werden müssen. Realien 
setzen sich zusammen aus drei Teilbereichen: 

Mensch Naturalien Überlieferung

Mensch Natur / Technik Vorbestehender rechtl. 
und gesellschaftlicher 
Zustand inkl. 
Werturteile

Relevanz in der Praxis: noch zu gering. Durch eine bessere 
Analyse der Ausgangslage könnte die Wirksamkeit von Gesetzen 
verbessert werden! 



Inwiefern kann der Ist-
Zustand durch die 

Rechtssetzung
beeinflusst werden? 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 83 f. Typisiert man nach der Intensität, mit welcher die Rechtssetzung 
durch Realien gebunden wird, so kann man vier Kategorien 
bilden:

• Tatsächliche Verhältnisse: Naturgesetze, menschliche 
Eigenschaften, klimatische, geografische und geologische 
Situationen können durch Gesetze naturgemäss nicht 
geändert werden. 

• Gesellschaftliche und wirtschaftliche Verhältnisse können
beschränkt verändert werden, etwa durch Grenzwerte. 

• Die bestehende Rechtsordnung kann natürlich mit neuem 
Recht geändert werden. Übergeordnetes Recht muss aber 
beachtet werden. Zudem darf bestehendes Recht nicht zu 
sehr geändert werden, weil das neue Recht sonst die 
Akzeptant und damit die Chancen der Durchsetzung verliert. 

• Politische Situation kann durch neues Recht beeinflusst 
werden, aber nur bis zu einem gewissen Grad. 

Welche Fragen 
stellen sich bei der 
Präzisierung der 

Zielsetzung?

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 85

Nachdem der Ist-Zustand festgestellt wurde, ist abzuklären, ob –
im Hinblick auf die tatsächlichen Verhältnisse, die bestehende 
Rechtsordnung und die politische Situation – die ursprüngliche 
Zielsetzung noch realistisch ist. Der Unterschied zwischen Ist und 
Soll darf nicht zu gross sein (sonst unrealistisch), muss aber ein 
genügend grosses „Wertgefälle“ aufweisen, damit überhaupt ein 
Regelungsbedürfnis besteht. 

Welche Hilfsmittel 
bestehen um 
Konzepte zu 

erstellen?

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 86-91
Die Erarbeitung des Konzeptes stellt die wohl wichtigste Phase 
des Rechtssetzungsprozesses dar. Ein Konzept kann auch 
verschiedene Modelle beinhalten (vgl. Demokratiereform AG: 
Modell A – Kennzeichen – Vorteile – Nachteile; Modell B … ). 
Konzeptionelle Fragen betreffen sowohl den Inhalt wie auch die 
Gestaltung (Form) der Regelung. Zwischen Inhalt und Form 
besteht ein enger Zusammenhang: 
- Der Inhalt eines Erlasses wirkt sich auf die Form aus. 
- Die Form des Erlassen kann den Inhalt mitbestimmen.

Hilfsmittel:
• Die GFA (Gesetzesfolgenabschätzung, „ex-ante-

Gesetzesevaluation“) versucht möglichst objektive Aussagen 
über Wirkungszusammenhänge machen zu können: Ist eine 
neue Norm überhaupt nötig oder könnte das Ziel auch anders 
erreicht werden? Welche Auswirkungen auf Gesellschaft, 
Umwelt und Wirtschaft sind zu erwarten? 

• Rechtsvergleichung und Rechtsgeschichte: Andere Konzepte 
können als „Steinbruch“ oder „Ideenschmiede“ oder umgekehrt 
als „Negativbeispiel“ benutzt werden. 

Wo ist eine GFA 
im Bundesrecht 

geregelt? Wann ist 
sie nötig, wann 

eher nicht? 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 92-94
BV 170 

Prospektive (ex-ante) Ana-
lyse der Auswirkungen 

Nachträgliche Analyse 
der Auswirkungen 
2405112

ParlG 141 

Nötig, wenn erwartet wird: 
• hohes Veränderungspotential,
• grosse Ungewissheit, 
• erhebliche Vollzugskosten,
• irreversible Folgen
• …

Demgegenüber nicht nötig, 
wenn geringe Bedeutung oder 
bei blosse Ausführungserlasse. 



Wie sind 
Konzepte der 

Zielverwirklichung
aufgebaut?

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 95-97 1. Frage nach dem Regelungsgegenstand
2. Frage nach der Regelungsart
3. Frage nach der Regelungsdichte und

Regelungsbestimmtheit
4. Frage nach den Instrumenten der Regelung
5. Frage nach der Regelungsstufe
6. Frage nach dem Aufbau der Regelung; Total-

oder Teilrevision
7. Frage nach der Vollzugsorganisation
8. Frage nach den Kosten
9. Frage nach dem Zeitfaktor

Frage nach dem 
Regelungs-
gegenstand

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 98
Regelungsgegenstand

umfassend
(Kodifikation)

Spezialerlass
(Sachgebiet)

Subsidiäres
Rahmengesetz
kombiniert mit 

Spezialerlassen

z.B. USG als 
Dachgesetz, das 
die allg. Prinzi-

pien enthält, 
Details sind in den 
Spezialerlassen.

Jeder Bereich kennt 
sein Spezialgesetz. 

Hier wird also auf einen 
AT verzichtet, weil die 

Unterschiede der 
einzelnen Sachgebiete 
zu unterschiedlich sind. 

So gibt es z.B. kein 
Rahmengesetz über 

den öff. Verkehr.

Alles in einem 
Gesamtgesetz,

meist nach 
AT/BT-Prinzip.

Nach welchen Kriterien 
ist die Frage nach dem 
Regelungsgegenstand

zu entscheiden. 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 99-101

1. Es soll logisch sein: Zusammenhänge sollen 
gewahrt, Widersprüche vermieden werden. 

2. Es soll leicht auffindbar sein.
3. Vorlagen, die einer Volksabstimmung 

unterliegen, müssen die Einheit der Materie
wahren. Subsidiär dürfen dennoch politische 
Überlegungen eine Rolle spielen: Die 
Kumulation mehrer Aspekte kann eine dem 
Referendum unterstehende Norm gefährden 
oder aber sie erst mehrheitsfähig machen. 

Harmonie der Rechtsordnung

Tendenz (ausser Landwirtschaftsrecht): Dekodi-
fikation: 1 Gesetz = 1 Regelungsgegenstand. 

Welche Regelungsarten 
sind möglich?

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 102

befristet – unbefristet

zentral – dezentral

konditional – final – relational (gesteuerte Selbstregulierung)



Wann ist eine befristete, 
wann eine unbefristete 

Regelungart zu wählen? 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 103-105 • Unbefristet, wenn eine stabile Ordnung beabsichtigt wird. 

• Befristet, wenn eine Erfolgskontrolle durchgeführt werden soll 
oder Regelungsbedürfnis nur vorübergehend besteht. Generell 
gewinnt die experimentelle Rechtssetzung an Bedeutung, weil 
Materien immer komplexer werden und die Verhältnisse immer 
rascher ändern. Daraus darf aber nicht abgeleitet werden, dass 
die Befristung immer mehr angewendet werden soll – denn 
Rechtssetzung geschieht eigentlich immer „auf Probe“, als 
Versuch und eine Erfolgskontrolle soll stets durchgeführt werden. 
Nur bei gesteigerter Unvorhersehbarkeit, also wo ein „normaler 
Versuch“ nicht möglich ist, erscheint eine unbefristete Regelung 
als gerechtfertigt. Bei unbefristeten Regelungen ist zudem strittig, 
ob und wie weit vom Legalitätsprinzip abgewichen werden darf, 
also ob für beschränkte Zeit reduzierte Anforderungen an 
Bestimmtheit und Gesetzesform gestellt werden dürfen. 

Wann ist eine zentrale, 
wann eine dezentrale 

Regelungart zu wählen? 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 106 Diese Frage stellt sich in Bundesstaaten gleich doppelt: 
• Bundesstaat oder Gliedstaat ? (vgl. Subsidiaritätsprinzip und 
Kompetenz-Kompetenz des Bundes)
• Zentralverwaltung oder dezentralisierte Verwaltungseinheiten? 

Eine Zentralisierung wird gewählt, wenn folgendes im 
Vordergrund steht: 
• Rechtsgleichheit (Gleichbehandlung)
• wenn besonderes Fachwissen nötig ist

Pro Dezentralisierung 
• Bürgernähe 
• lokale Kenntnisse 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 107 f.

konditional
–

final
–

relational (gesteuerte Selbstregulierung)

Wann ist was 
zu wählen? 

konditional

final

relational

wenn – dann 

Legt das Ziel fest oder 
umschreibt einen Auftrag. 

Hier werden Private im Rahmen 
von staatlichen Vorgaben mit 
dem Erlass von Normen betraut. 
V.a. dann sinnvoll, wenn 
besonderes Fachwissen nötig. 
Hier muss sichergestellt sein: 
Beachtung der GR und der öff. 
Interessen. Publizität der Norm. 
Rechtsschutz.

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 109

Welche Varianten 
bestehen bezüglich der 

Regelungsdichte?

dicht, bestimmt

offen, unbestimmt

Rahmenerlass

• oft Konditionalprogramme

• oft Finalprogramme 

• oft Relationalprogramme

In der Praxis findet oft eine Vermischung statt, da je nach Zusam-
menhang eine Regelung das Ziel oder ein Mittel zur Erreichung 
eines anderen (übergeordneten Ziels) sein kann, vgl. RPG (Bau-
landausscheidung = Ziel / BV 75 (Baulandausscheidung = Mittel). 



§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 110 f. 

Was will NPM?

NPM will die «Input-Steuerung» durch eine 
«Output-Steuerung» ersetzen und so die 
Freiheiten der Verwaltung vergrössern. 
Damit wird eine Tendenz zu offenen, 
unbestimmten Gesetzen (inkl. 
Rahmenerlassen) postuliert, denn: 

Rechtssetzung

Rechtsanwendung Viel Spielraum Wenig Spielraum

offen, unbestimmt bestimmt, dicht

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 112-114

Welche Regelungs-
dichte und 

-bestimmtheit ist nun 
zu wählen? 

Eine klare Schematisierung ist nicht möglich. Dennoch kann fest-
gehalten werden, dass Konditionalprogramme in vielen Rechts-
gebieten (Strafrecht, Privatrecht) nach wie vor die geeignetere
Regelungsart sind als finale oder relationale Programme. 

Immerhin sollten im Hinblick auf die begrenzte Steuerungskraft 
der staatlichen Rechtssetzung die Anforderungen an Dichte und 
Bestimmtheit der Rechtsnormen nicht zu hoch sein. Diesbezüglich 
gilt es gewisse Übertreibungen in Lehre und Rechtsprechung 
(soweit sie am Rechtssetzungsprozess beteiligt ist, wirkt sie oft 
auf detaillierte Regelungen hin, um die Verantwortung für den 
Einzelfall scheinbar abgeben zu können) zu korrigieren. Um dies 
zu erreichen, wird auch von Zeit zu Zeit ein 
Rechtsbereinigungsprogramm durchgeführt (jeder Beamte prüft 
die Gesetze, die er anwendet, mithilfe einer Checkliste). 

Umgekehrt darf im Bereich der NPM die Unbestimmtheit nicht 
dazu führen, dass Rechtssicherheit und Rechtsgleichheit 
gefährdet werden. 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 115 f. 

Welche Kriterien sind 
für die Regelungs-

dichte und 
-bestimmtheit

relevant?

• Normen, die der Konfliktverhütung dienen und denen 
ein hohes Prävisionsinteresse (Interesse der 
Vorhersehbarkeit) entspricht, müssen leicht erkennbar 
und möglichst bestimmt sein (z.B. Strafrecht, SVG). 
Ebenso Normen, die der Rechtsgleichheit / 
Rechtssicherheit dienen ( Energie-, Gesundheits-, 
Verkehrs- oder Kommunikationswesen). 

• Mit abnehmendem Prävisionsinteresse kann die Norm 
auch zunehmend unbestimmt und lückenhaft werden. 
So können z.B.  Reparationsnormen viel 
unbestimmter sein als Verhaltensanweisungen (denn 
sie dienen der Konfliktverhütung). Soll 
Einzelfallgerechtigkeit ermöglicht werden, so ist eine 
offene, unbestimmte Regelung angezeigt. 

Primär sollte man auf das Ziel der in Frage 
stehenden Regelung achten:

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 117 f. 

Was sagt nun das 
Regelungskonzept
i.B.a. Dichte und 

Bestimmtheit aus?

• Das Regelungskonzept kann dies nicht für jede 
einzelnen Bestimmung, sondern nur generell
festlegen.

• Zudem muss klargestellt werden, warum die Regelung 
offen / unbestimmt sein soll: Der Zweck kann etwa die 
Einzelfallgerechtigkeit oder die Wirksamkeit oder die 
Flexibilität betreffen. Warum ist die Angabe dieses 
Zwecks wichtig? Je nachdem erfolgt die Umsetzung 
durch Gerichte / Verwaltungsbehörden 
(Entscheidungsdelegation) oder durch Verordnungen 
(Gesetzesdelegation).
– Gesetze können also sowohl Entscheidungs- als auch 

Gesetzesdelegationen enthalten (zudem natürlich enthalten 
sie eine Ermächtigung zur Vollziehung).

– VO ihrerseits nur noch Entscheidungsdelegationen. 



§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 119

Zwischen welchen 
Instrumenten muss 
sich das Konzept 

entscheiden?

• Anreize

• Bereitstellung von Leistungen / Organisationen 
/ Verfahren, mit deren Inanspruchnahme das 
Verhalten geltend werden soll (z.B. Schule) 

• Ausgleichsregelungen (z.B. Umverteilung)

• Einwirkung auf das Verhalten durch 
Überzeugung (z.B. Empfehlungen)

Der Grundsatzentscheid über die einzusetzenden 
Instrumente sollte bereits in der Konzeptphase 
fallen. Eine Mischung ist möglich. Zur Auswahl 
stehen harte (Befehle) oder weiche
Instrumente. Weiche Instrumente sind: 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 120 (a)

Beschreibe den 
Befehl als Instrument 

des Konzeptes

Der Befehl ist entweder zwingend (d.h. er kann 
mittels Sanktion durchgesetzt werden) oder gilt 
als dispositives Recht subsidiär (falls die Parteien 
nichts anderes vereinbart haben). 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 121

Welches
Regelungsinstrument
hat welchen Vorteil? 

Harte Instrumente Gleichheit, Sicherheit

Weiche Instrumente Sanktionierungsaufwand 
entfällt. Hohe Akzeptanz 
aufgrund Freiwilligkeit.

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 122 f. 

Welches
Regelungsinstrument
hat welchen Vorteil? 

Harte Instrumente Gleichheit, Sicherheit, 
Ordnungsfunktion

Weiche Instrumente Sanktionierungsaufwand 
entfällt. Hohe Akzeptanz. 
Bsp.: Subventionen, 
Lenkungsabgaben.



§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 124

Welche
Regelungsstufe ist 

zu wählen? 

Im Zusammenhang mit der Regelungsstufe 
stellen sich etwa folgende Fragen: 

• Verfassungsänderung nötig? 
• Regelung bloss auf einer Stufe? 
• Regelung auf Gesetzes- oder VO-Stufe? 

Falls letzteres: Wer soll die VO erlassen? 
(Parlament, Regierung, Direktion?) 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 125

Welche einer Fragen 
stellen sich im 

Zusammenhang mit
dem Aufbau der 

Regelung?

• Teil- oder Totalrevision?
– Pro Teilrevision: Kontinuität (inkl. 

Entwicklungen Lehre und Praxis)
– Pro Totalrevision: Einheitlichkeit in Dichte, 

Sprache und Aufbau, neues Grundsatz-
konzept

• Welche Gliederung ist zu wählen? 
– Bei grossem Umfang: Teile – Abschnitte –

Unterabschnitte – Artikel – Absätze…
– Gliederung nach logischen (AT / BT) oder 

sachlichen (z.B. nach Betroffenen) oder 
chronologischen Kriterien. 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 126 f. 

Welche
organisatorischen
Fragen stellen sich 
im Zusammenhang 
mit einem Konzept? 

• Soll die Regelung zentral oder dezentral 
vollzogen werden? 

• Soll sie durch Private vollzogen werden? 

• Können bestehende Organisationen genutzt 
werden oder müssen neue geschaffen werden? 

• Müssen Anpassungen im Bereich des 
Rechtsschutzes erfolgen? 

• …

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 128 f. 

Welche Kostenfragen 
stellen sich im 

Zusammenhang mit 
einem Konzept? 

• Welches sind die finanziellen Auswirkungen 
des Rechtssetzungsprojektes? Gibt es neue 
Einnahmen oder entstehen neue Ausgaben? 

• Was kostet die Erarbeitung des 
Gesetzesentwurfes?



§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 130 f. 

Zeitfaktor
Der Zeitpunkt, in welchem eine Regelung in Kraft 

treten soll, ist leider von immer grösserer 
Bedeutung. Je kürzer der Zeitraum, umso mehr 

leidet erfahrungsgemäss die Qualität des 
Rechtssetzungsprozesses darunter. 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 132 f. 

Entscheidung über 
das Konzept 

• Vor der Entscheidung empfiehlt es sich, 
das Regelungskonzept der Auftrag 
gebenden Instanz vorzulegen. Auch wenn 
es sich dabei bloss um einen vorläufigen 
Entscheid handelt, können so doch 
verfahrene Situationen frühzeitig 
verhindert werden. 

• Bei grossen Konzepten kann sogar ein 
Vernehmlassungsverfahren durchgeführt 
werden.

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 134-140

Redaktion des 
Entwurfes

• Theoretisch ist das Redigieren des Textes bloss noch ein 
Ausfüllen und Verfeinern des Konzeptes. 

• Praktisch ist es viel einfacher, eine Methode zu beschreiben als
sie anzuwenden. Die Redaktion eines Erlassentwurfes ist ein 
ständiges Überarbeiten und Weiterentwickeln von Texten: 1. 
Entwurf Interpretation des Entwurfes anhand hypothetischer 
Fälle Anpassung etc. Es findet also ein Prozess der phasen-
und stufengerechten Konkretisierung statt. 

• Beim ersten Entwurf bedient man sich oft des Hilfsmittels der 
Rechtsvergleichung (anderes Gemeinwesen). Eine vertikale 
Rechtsvergleichung (andere Epoche) darf höchstens in der 
Konzeptphase, nicht mehr aber bei der Ausarbeitung eines 
Entwurfes stattfinden (da die betreffenden Formulierungen nicht 
mehr zeitgemäss sind). Solche Textbausteine sind nur im 
Rahmen des Konzeptes möglich – ein «Abschreiben» ist 
deshalb kaum möglich. 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 141

Wie kann ein Entwurf 
überprüft werden? 

• Tests, Simulationen, Planspiele 

• Checklisten 

• Mitberichtsverfahren

• Vernehmlassungsverfahren

• Überprüfung im Zusammenhang mit 
der Übersetzung der Normtexte 



§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 142-143

Welches ist der erste 
Schritt beim 

Überprüfen des 
Entwurfes?

• Tests: Hier wird der Entwurf anhand 
hypothetischer Fälle (die der Fantasie oder 
einer Entscheidsammlung entstammen) 
getestet.

• Simulationen oder Planspiele sind qualifizierte 
Tests: Diese sind als Rollenspiel organisiert 
(z.B. Person A = Gesuchsteller, Person B = 
Nachbar, Person C = Bewilligungsbehörde, 
Person D = Rechtsmittelinstanz). Nachteil: 
Teuer und aufwändig. 

Es werden Tests, Simulationen und/oder 
Planspiele gemacht. Diese Phase wird als 
«begleitende Gesetzesfolgenabschätzung»
bezeichnet.

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 144-147

Welche Checkliste 
verwendet der Bund?

1976 entwickelte die Justizabteilung eine 
«Checkliste» mit 51 den Inhalt 
betreffenden Prüfungskriterien. Sie ist 
durch den Gesetzgebungsleitfaden ersetzt 
worden, der mindestens z.T. den 
Charakter einer Checkliste aufweist. 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 148

Was ist ein 
Mitberichtsverfahren?

Hier werden die interessierten und davon 
betroffenen Amtsstellen zur Stellungsnahme 
eingeladen. Sie überprüfen den Entwurf aus 
ihrer Sicht, erheben Einwendungen und 
machen auf Mängel aufmerksam. Z.T. ist 
vorgesehen, dass die für die Wahrung der 
rechtlichen Belange sowie im Bereich von 
Methode und Technik der Rechtssetzung 
spezialisierten Amtsstelle (Bund = Bundesamt 
für Justiz). 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 149-151

Wie läuft das 
Mitberichtsverfahren

im Bund ab? 

Im Bund läuft das Mitberichtsverfahren in zwei Phasen ab: 

• Das federführende Amt konsultiert die interes-sierten
Bundesämter (die Bundeskanzlei muss immer konsultiert 
werden) und die verwaltungs-interne Redaktionskommission. 
Es folgt ggf. eine Änderung des Entwurfs im Ermessen des 
federführenden Amtes. 

• Das federführende Amt unterbreitet die Vorlage dem 
Departement. Stimmt die Departe-mentsvorsteherin dem 
Entwurf zu, so wird er der BK zugestellt, die ihn an die 
interessierten Departemente zum Mitbericht weiterleitet. 
Allfällige Kritik ergeht in Form einer Stellungnahme. Die 
Reaktion darauf durch das federführende Amt wird ebenfalls 
Vernehmlassung genannt. 

Sowohl die Konsultation der Bundesämter wie auch das 
Mitberichtsverfahren auf Departementsebene finden bei jedem  
für eine BR-Sitzung traktandierten Geschäft statt. 



§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 152-157

Was ist ein 
Vernehmlassungs-

verfahen?

Hier werden ausserhalb der Verwaltung stehende Personen in 
den Prozess der Meinungsbildung und Entscheidfindung des 
Bundes einbezogen. Ziele: 

- Auf Mängel der Vorlage hinweisen. 

- Die politische Tragbarkeit des Entwurfs aufzeigen. 

Wann findet ein solches Verfahren statt? VlG 3

Wer eröffnet ein solches Verfahren? VlG 5 (Bundesrat) 

Wer wird angehört? VlG 4

Was geschieht mit den Antworten? VlG 9 (Öffentlichkeit) 

Würdigung des Vernehmlassungsverfahrens: 

+ BV 46 (Verantwortung der Kantone

- nicht-organisierte Interessen bleiben unberücksichtigt, fast nur 
„Lobbies“ haben eine Chance, gehört zu werden. Zudem wurden 
die Stellungnahmen oft nur aufgelistet. Heute VlG 8 (Gewichtung). 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 158 f. 

Inwiefern können 
Normtexte durch 
Übersetzungen
geprüft werden? 

Alle BG werden in den drei Amtssprachen, ev. zusätzlich noch auf 
Rätoromanisch, publiziert (vgl. PublG 14 f.). 

Durch die Übersetzungstätigkeit entdeckt man oft Fehler, 
Widersprüche oder unglückliche Formulierungen. 

Besonders wertvoll ist die „Koredaktion“, bei der gleichzeitig ein 
Text auf zwei Sprachen verfasst wird. 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 160

Wie läuft die 
Beschlussfassung

ab? 2. Beschlussfassung durch das entsprechende Organ (Parlament 
oder Bundesracht oder Parlament und Volk). 

1. Ggf. Vorberatungen in den parlamentarischen Kommissionen 
nach ParlG 56 ff. (Redaktionskommission). 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 161-164

Wie läuft die Publikation 
im Bund ab? 

• Publikation zwingend für Geltungskraft, PublG 8 
(vgl. noch Caligula, der sie zwar schon 
publizierte, aber so klein schreiben liess, dass 
sie niemand lesen konnte). Ziel: 
Rechtssicherheit.

• Ort der Veröffentlichung: AS (chronologisch), RS 
(periodische systematische Neuauflage). 
Ausnahmen wie Presse etc. gemäss PublG 7 III. 
Jedermann kann‘s einsehen (PublG 18). 

• Mit elektronischen Datenträgern / Internet 
verbesserter Zugang (aber nicht für alle!). 



§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 165

Was, wenn nach der 
Publikation ein 

offensichtlicher Fehler 
festgestellt wird? 

• Bei offensichtlichen Fehlern (die inhaltlich 
bedeutungsvoll sind) kann die 
Redaktionskommission die Bundeskanzlei 
anweisen, sie zu berichtigen, ParlG 58 II. 

• Grammatik-, Rechtschreib- oder 
Darstellungsfehler (somit inhaltlich 
bedeutungslos) können von der 
Bundeskanzlei jederzeit korrigiert werden. 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 166

Welches Organ ist für 
die Inkraftsetzung 

zuständig?

• Der Erlass setzt das Datum der 
Inkraftsetzung selbst fest.

• Der Erlass ermächtigt eine Behörde (in der 
Regel Regierung) zur Festsetzung des 
Inkraftsetzungsdatums. Dies wird v.a. 
dann gemacht, wenn weitere 
Massnahmen nötig sind (wobei dies i.d.R. 
schon beim Erlass klar sein sollte, wie viel 
Zeit diese Anpassungen erfordern).

Zwei Möglichkeiten: 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 167-170

Wie ist der Zeitpunkt der 
Inkraftsetzung zu 

wählen?

• Grundsatz: Nicht vor dem Zeitpunkt der Veröffentlichung. 
Vielmehr sollte zwischen Publikation und Inkraftsetzung eine 
gewisse Zeit verstreichen. Eine solche „Legisvakanz“ ist nötig, 
damit Private ihre Dispositionen anpassen können. Ev. besteht 
gar ein Anspruch auf Übergangsregelung (wobei i.d.R. die Frist 
seit Beschlussfassung mitberücksichtigt werden darf). Bei SV 
mit einer Jahresregelung empfiehlt es sich, die Regelung per 1. 
Januar in Kraft zu setzen. 

• Wichtig: eindeutiges Datum! ( «10 Tage nach
Veröffentlichung».

• In gewissen Bereichen (v.a. zum Schutz von Polizeigütern oder 
der Umwelt) sollen die Regelungen möglichst rasch wirken. Es 
gilt hier eine Interessensabwägung vorzunehmen 
(Anpassungsfrist vs Polizeigüterschutz). Möglichkeit: gestaffelte 
Inkraftsetzung.

• Rückwirkende Erlasse sind i.d.R. unzulässig (ausser gG,
öff. Int, Verhm., keine stossende Rechtsungleichheit, kein 

Eingriff in wohlerworbene Rechte). Die unechte Rückwirkung 
(Rückanknüpfung, Dauersachverhalt) ist hingegen zulässig. 

§ 8 Phasen des RechtssetzungsprozessesRz. 171-177

Wie geschieht die 
Wirkungskontrolle und 

die Korrektur von 
Mängeln?

• Sog. Gesetzesevaluation „ex post“ bzw. „retrospektive 
Gesetzesfolgenabschätzung“ oder auch „Gesetzescontrolling“: 

• Hat sich die Regelung bewährt? Wurde das Ziel erreicht? 
• Rechtssetzung stellt insofern eine Art „Zirkelverfahren“ dar: Mit 

der Inkraftsetzung wird bereits wieder ein neues Verfahren der 
Rechtssetzung in Gang gesetzt. 

• Gemäss BV 170 müssen Massnahmen (auch Gesetze) des 
Bundes auf ihre Wirksamkeit überprüft werden 

ParlG 44 I e / f ParlG 54 IV. 
• Weitere Evaluationsklausel: RVOG 65 (BR erstattet über 

FLAG-Bereich); SuG 5 (Subventionsbestimmungen); USG 44 I; 
CO2-Gesetz 5; EnG 20. 

• Problem: Wie evaluieren? Anhand welcher Merkmale prüfen? 
Der Vollzug wird von zahlreichen, sich stetig wandelnden 
Einflüssen (ausserhalb der Gesetzgebung) geleitet. 

• Wenigstens: Zentrale Stelle, der die Gerichte / Behörden Infor-
mationen betreffend Gesetzesmängel melden können. Diese 
werden nach interner Prüfung ans Parlament weitergeleitet. 



Womit befasst sich die 
Rechtssetzungstechnik?

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 178 f.
Es geht hier um die Instrumente der Redaktion.
Sie werden oft als „Prinzipien der Gesetzestechnik“ bezeichnet. 

Prinzipien, die durch 
die Verfassung* 
vorgegeben sind

„Klugheitsregeln“
der Lehre

Die Abgrenzung ist nicht immer einfach und zudem je nach 
Regelungsgegenstand und Regelungsstufe unterschiedlich. 

* Zu beachten sind insbesondere: 
• Grundsätze über die Zuständigkeit von Legislative und Exekutive
• Legalitätsprinzip nach BV 5 I (inkl. Rechtssicherheit + Rückwirkungsverbot) 
• Verhältnismässigkeitsprinzip 
• Vertrauensschutzgrundsatz
• Willkürverbot (unverständliche Normen können willkürlich sein)

Womit befasst sich die 
Rechtssetzungstechnik?

(Übersicht)

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 180 f. 

• Stufe des Erlasses
• Bestimmtheit des Erlasses
• Verhältnismässigkeit / Notwendigkeit
• Praktikabilität
• Normativer Gehalt
• Systematik 
• Adressatengerechtheit?
• Gesetzessprache 
• Mittel der Einführung neuer Regelungen in die 

bestehende Rechtsordnung

Beim Erlass einer Regelung zu prüfen sind folgende Aspekte:

Welche Erlassform ist 
aus Sicht des 
zuständigen

Gemeinwesens zu 
wählen?

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 182-184

• Das Gemeinschaftsrecht der EU setzt hinsichtlich der 
Rechtsformen kaum (die EMRK gar keine) Voraussetzungen: 
Allenfalls muss die Umsetzung in Gesetzesform geschehen, 
damit rechtsgleich [ VerwVO]; oder in VO, damit rasch). 

• Bund als übergeordnetes Gemeinwesen: BV 51 I nennt keine 
Voraussetzungen bezüglich der Normstufe. Die Tatsache, dass 
alle mindestens das fakultative Gesetzesreferendum kennen, 
ist bloss Ausdruck der starken demokratischen Tradition der 
Schweiz. Aus obigem Grund (Gesetzgebungsverfahren ev. zu 
langsam und zu politisch) schreiben übrigens gewisse 
Bundesgesetze den Kantonen beim Vollzug von Bundesrecht 
vor, die notwendigen Ausführungsbestimmungen in der Form 
der Verordnung zu erlassen. 

• Der Kanton reguliert oft weitgehend das kommunale 
Rechtssetzungsverfahren.

Das zuständige Gemeinwesen kann – jeweils im Rahmen des 
übergeordneten Rechts – die Erlassform selbst bestimmen: 

Welche Erlassformen 
gibt es? 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 185-187 Bund / Kantone Gemeinden

„Verfassung“ Oft „Gemeindeordnung“

„Gesetze“ „Ordnung“, „Regle-
ment“, „Satzung“, z.T. 
sogar irreführend 
„Verordnung“ genannt

„Verordnung“
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Wer kann Verordnungen 
erlassen?

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 188-190

• Parlament (BV 163)
• Regierung (z.T. genehmigungsbedürftig durch 

das Parlament, auch „Veto“ denkbar)
• Departemente/Ämter (RVOG 48)
• Anstalten (Körperschaften – ohne Kantone und 

Gemeinden – und Stiftungen des öff. Rechts). 
Verbreiteter sind allerdings die 
Anstalts(ver)ordnungen.

Was soll Inhalt der 
Verfassung sein? 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 191 f.

instrument of 
government

(kurz, knapp, offen, 
indem die Verfassung
nur die Grundzüge der 
Organisation und des 

Verfahrens regelt)

Eingehende Regelung 
mit materiellen 

Grundentscheidungen
(die BV geht zudem weit über 
das rechtsstaatliche Minimum 

hinaus).

Je nach Verfassungsverständnis. Es werden zwei 
Verfassungsverständnisse unterschieden: 

Die BV enthält viele dichte Rege-
lungen z.B. i.B.a. Misstrauen 
bezüglich einfacher Gesetzge-
ber, Kompetenzausscheidung…

Das GG versteht sich da-
gegen als „offene“ Verfas-
sung. Persönlich: dennoch 
eine eingehende Regelung. 

Auf welche Weise kann 
die Verfassung Rechts-
setzungskompetenzen

verteilen?

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 193

• Umschreibung eines Gesetzes- und/oder 
Verordnungsbegriffes

• Zuordnung der Regelungsbefugnisse nach 
Sachgebieten

• Spezielle Gesetzesvorbehalte oder 
Zuweisungen von Regelungsbefugnissen 

Umschreibung eines 
Gesetzesbegriffs am 
Beispiel von BV 164 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 194- • BV 164 definiert den Inhalt der Gesetze. 
• I.B.a. das Attribut „rechtssetzend“ beachte ParlG 22 IV, der 

dahingehend unzufrieden stellend ist, als ausnahmsweise auch 
nicht rechtssetzende Bestimmungen enthalten sein können, 
wenn sie von grosser Tragweite sind und in einem 
Zusammenhang mit g-a Normen stehen. 

• BV 164 nennt leider nicht die Massstäbe für die Abgrenzung 
(z.B. Eingriffsintensität, Zahl der Betroffenen, finanziellen 
Auswirkungen, Bedeutung der Regelung etc.). Vielmehr stellen 
die aufgezählten Sachbereiche sowieso bloss die unstrittigen 
Fälle dar und die Littera überschneiden sich sogar. Insofern 
trägt der Artikel eher zur Verwirrung denn zur Klärung bei. 

• Klarheit schafft BV 164 immerhin dahingehend, als er festlegt, 
dass das Erfordernis der Gesetzesform umfassend, namentlich 
auch im Bereich der Leistungsverwaltung, gilt. 



Zuordnung der 
Regelungsbefugnisse
nach Sachgebieten

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 202-205 • Die Verfassung (so die französische) kann (alternativ) 
auch die Sachgebiete aufzählen, die von einem 
bestimmten Staatsorgan (Legislative, Parlament, 
Parlamentskommission, Exekutive) zu normieren 
sind.:
– Art. 34 umfasst alle „legislativen Materien“ (Parlament)
– Art. 37 weist alle übrigen Materien der Exekutive zu. 

• Es bestehen in anderen Normen jedoch zahlreiche 
Ausnahmen, die das System nur vermeintlich einfach 
erscheinen lassen.

• KV-BE 88 III regelt, dass der Regierungsrat in Fällen 
zeitlicher Dringlichkeit Bestimmungen die zur 
Einführung übergeordneten Rechts nötig sind, in einer 
Verordnung regeln kann, welche ohne Verzug durch 
ordentliches Recht abzulösen ist. Im Hinblick auf das 
zunehmende Bedürfnis nach rascher Umsetzung von 
internationalem Recht in Landesrecht schiene eine 
solche Regelung auch auf Bundesebene prüfenswert. 

Spezielle
Gesetzesvorbehalte

oder Zuweisungen von 
Regelungsbefugnissen

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 206

• Die dritte Möglichkeit besteht darin, dass 
das Gesetz spezielle Gesetzesvorbehalte 
(etwa BV 74 III, 80 III, 59 I) oder 
Zuweisungen von Regelungsbefugnissen 
an die Exekutive (BV 184 III und 185 III) 
steuert.

• Derartige Sonderregelungen finden sich 
v.a. im 5. Titel der BV. 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 207

Wie werden 
Rechtssetzungsbefugnisse

durch die Verfassung 
verteilt?

• Gewaltenteilungs- und Legalitätsprinzip 
• Demokratie 
• Grundrechte 
• Eignung des Regelungsorgans
• Flexibilitätsbedürfnis

Hier sollte ParlG 141 ergänzt werden: 
Eine Begründungspflicht, weshalb die 

entsprechende Regelungsstufe gewählt 
wurde, wäre wünschenswert. 

Inwiefern beschränkt das 
Gewaltenteilungs- und 
Legalitätsprinzip den 

Verfassungsgeber bei der 
Regelung des Rechts-
setzungsprozesses?

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 208 f.
Der Erlass generell-abstrakter Normen 
und deren Anwendung im konkreten 
Einzelfall sollen nicht in der gleichen 
Hand liegen, sondern zwischen 
Legislative, Exekutive und Justiz verteilt 
sein, so dass sich diese Gewalten 
gegenseitig hemmen und kontrollieren.

Das kooperative Verwaltungshandeln kann zu 
einer gewissen Relativierung des Gewaltentei-
lungsgrundsatzes führen und einen Bedeutungs-
schwund der Legislative mit sich bringen. Den-
noch oft nötig, da komplex und einfach 
vollziehbar.



Inwiefern beschränken 
demokratische Aspekte 

den Verfassungsgeber bei 
der Regelung des Rechts-

setzungsprozesses?

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 210-216 Die Stimmberechtigten sollen an den für sie besonders wichtigen 
Regelungen mitwirken können. Aus demokratischer Sicht muss 
also mit zunehmender Wichtigkeit einer Regelung umso höher ihr 
Rang im Stufenbau der Rechtsordnung stehen. Die Wichtigkeit 
einer Norm lässt sich anhand folgender Kriterien bestimmen: 

• Grösse des Adressatenkreises
• Intensität des Eingriffs
• Bedeutung der Norm für das politische System 
• Finanzielle Auswirkungen der Regelung
• Erwartete Akzeptanz mit der die Regelung rechnen darf 

(in ähnlichem Sinne prüft das BGer hier, ob ein 
gewichtiges Abweichen von der bisherigen Regelung 
vorliegt).

Inwiefern beschränken 
Grundrechte den 

Verfassungsgeber bei der 
Regelung des Rechts-
setzungsprozesses?

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 217 f. 

Grundrechte garantieren namentlich eine gewisse Freiheit vor 
staatlichen Eingriffen. 

Damit in Grundrechte in schwerer Form eingegriffen werden darf, 
verlangt BV 36 I Satz 2 ein Gesetz i.f.S. Es braucht bloss, aber
immerhin ein qualifiziertes Verfahren, welches für eine ihrer 
Wichtigkeit entsprechende demokratische Legitimation steht. Ein 
fakultatives oder obligatorisches Referendum ist nicht nötig (vgl. 
BV 51 I). Ein Parlamentsbeschluss ist also nötig (
Regierungsverordnungen), aber auch hinreichend. 

Inwiefern beschränkt die 
Eignung des 

Regelungsorgans den 
Verfassungsgeber bei der 

Regelung des Rechts-
setzungsprozesses?

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 219-222 Verwaltung: Fachwissen, Flexibilität

Parlament: Ausarbeiten von politisch tragbaren 
Lösungen von grundlegende, 
allgemeinen Fragen. 

Tendenz: Rücknahme der Regulierungsdichte 
Schattengesetzgebung (das „Recht“
steht nicht mehr im Gesetz, sondern in 
meist unveröffentlichten Entscheiden, 
VerwaltungsVO etc.). 

Inwiefern wird der 
Verfassungsgeber durch 
ein Flexibilitätsbedürfnis 

bei der Regelung des 
Rechtssetzungsprozesses

beschränkt?

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 223-225
Stabile Regelung
Pro Gesetz

Flexible Regelung (weil häufiger Anpassungsbedarf 
oder „Experimentiererlass“ oder Übergangsrecht) Pro VO

Pro Gesetz



Wie wird die Verteilung der 
Rechtssetzungsbefugnisse

durch das Gesetz 
konkretisiert?

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 226

Der Gesetzesgeber kann 

• auf eine weitere Regelung verzichten, 

• eine spätere Regelung durch Gesetz 
vorbehalten,

• oder eine Gesetzesdelegation vorsehen. 

• Eine weitere Möglichkeit stellen 
Genehmigungs-, Veto-, Rückhol- und 
Kassationsvorbehalte dar. 

Was, wenn der 
Gesetzgeber auf weitere 
Regelungen verzichtet? 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 227 f. 

In diesem Fall darf der Verordnungsgeber diesen 
Freiraum nicht ausfüllen. 

Der Verordnungsgeber darf nur das Gesetz 
konkretisieren. Dies soll aber auch geschehen, 
soweit mehr Rechtssicherheit, Gleichbehandlung 
…

Was, wenn der 
Gesetzgeber eine spätere 

Regelungen vorbehält? 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 229

Will sich der Gesetzgeber noch nicht festlegen, 
so empfiehlt es sich, wenigsten auf diese 
Unvollständigkeit hinzuweisen und eine spätere 
Regelung anzukündigen, um zu verhindern, dass 
diese Lücke von anderen Organen aufgefüllt wird. 

Wie kann der Gesetzgeber 
eine Gesetzesdelegation 

vornehmen?

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 230
Vgl. BV 164 II oder BV 182 I

Beachte, dass zwischen 164 I und 164 II ein Widerspruch besteht:
Welches ist das Verhältnis zwischen dem Gesetzesvorbehalt und 
wichtigen Bestimmungen? 

„Delegation“ wird kritisiert, weil sich die Kompetenz zum Erlass 
von VO eigentlich direkt aus der BV ergibt. Es findet eigentlich
keine Delegation statt, sondern es liegt die Notwendigkeit vor, 
dass sich der Gesetzgeber zuerst über die Wichtigkeit der zu 
regelnden Materie äussern muss, bevor in diesem Bereich der 
VO-Geber tätig werden kann. 
Beachte, dass das Gesetz auch wichtige Regelungen unenthalten 
kann, vgl. ParlG 22 II. 



Wie kann der 
Gesetzgeber eine 

Verordnung
vorbehalten?

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 231-236

• Genehmigungsklausel: 
– vorgängig (ZTG 3)
– nachträglich (ZTG 13)

• Veto: Ähnlich Genehmigungsklausel, hier muss aber erst das 
Veto ergriffen werden, damit darüber abgestimmt werden kann. 

• Rückholvorbehalt: Hier besteht nicht nur die Möglichkeit, die 
Regelung zum Fall zu bringen, sondern die Befugnis zum 
Erlass dieser Regelung wieder zu entziehen und selbst eine 
(andere) Regelung zu erlassen. 

Auf diese Weise kann der Gesetzgeber (meist Parlament) auf die 
Art und Weise, in welcher von der Regelungskompetenz 
Gebrauch gemacht wurde, Einfluss nehmen: 

Kennt der Bund 
ein Veto- oder 

Rückholvorbehalt?

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 237-240
Die Motion (ParlG 120) wirkt ähnlich wie ein Veto- oder 
Rückholvorbehalt, vgl. Abs. 2. 

Bereits zeitlich vorher kann mit dem Konsultationsvorbehalt nach
ParlG 151 ein Entwurf verlangt werden. 

Würdigung: Nicht unproblematisch, da 
• Vermischung der Kompetenzen zwischen erlassendem und 

kontrollierendem Organ. 
• Verlängerung des VO-Gebungsverfahrens (was gerade sein 

Vorteil wäre). 
• Hierarchiekonflikt möglich (gehen genehmigte VO den 

stillschweigend gebilligten vor?)
• Prozessprobleme (z.B. unterliegt auch die Aufhebung einer VO 

dem Genehmigungsvorbehalt? Was passiert, wenn nicht 
genehmigt?)

Fazit: Die erhöhte demokratische Legitimation muss mit (zu) 
teuren Nachteilen erkauft werden. 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 241 f. 

Wie können die 
Rechtssetzungsbefugnisse

durch spezielle Organe 
oder Verfahren 

konkretisiert werden?

Zu denken wäre an eine Kommission, die von der Exekutive und 
Legislative unabhängig ist und von Fall zu Fall entscheidet, auf 
welcher Stufe das Regelungsbedürfnis zu regeln ist (Verfassung, 
BG, BB mit oder ohne Referendum, VO mit oder ohne 
Genehmigung…). Es folgt dann ein Zuweisungsentscheid. 

Bsp.: Verfassungsrat oder Rat der Weisen, Gerichtsausschuss…
Voraussetzung ist hohe demokratische Legitimation oder 
besondere Autorität. 

Würdigung: Praktisch-politisch kaum durchsetzbar, da Legislative 
kaum bereit wäre, diesen Entscheid aus der Hand zu geben. 
Hierzu Alternative: Qualifiziertes Parlamentsquorum. Doch dies 
würde das Verfahren nur nochmals verkomplizieren. 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 243-247

Nach welchen Kriterien 
bestimmt sich, ob eine 

Normierung bestimmt oder 
unbestimmt sein soll? 

Vorgaben
Neben verfassungsrechtlichen Schranken (Legalitätsprinzip v.a. 
BV 26 und 127) gibt es Schranken, die durch die 
Rechtsanwendung entstehen: Mit VerwaltungsVO und der 
Gerichtspraxis verdichten sozusagen die rechtsanwendenden
Behörden die offenen Normen. 
Vorgehen
Bei der Formulierung jeder einzelnen Norm wird der 
konzeptionelle Grundsatzentscheid verwirklicht, indem 
entsprechende Formen der Bestimmtheit bzw. Unbestimmtheit 
der Normierung gewählt werden. Bei jeder Norm wird also 
abgewogen zwischen: 
- Argumenten für eine bestimmte Regelung (Rechtssicherheit 
ist v.a dann wichtig, wenn unqualifizierte Behörden die Norm 
anwenden), Rechtsgleichheit, demokratische Legitimation
- Argumenten für eine unbestimmte Regelung (Flexiblere 
Regelung auf VO-Stufe oder Einzelfallgerechtigkeit bei der 
Anwendung).



§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 248 f.

Wie kann denn der 
Bestimmtheitsgrad der 

betreffenden Normierung 
festgelegt werden? 

• Zielbestimmungen und Rahmenerlasse (sie 
werden allerdings meist durch Rechtsnormen 
auf unterer Stufe konkretisiert). X§

• Unbestimmte Umschreibung des Tatbestandes 
und der Rechtsfolge

• Bestimmte Begriffe und kasuistische 
Regelungen

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 250-255

Inwiefern kann die 
Bestimmtheit durch eine 

Umschreibung des TB und 
der Rechtsfolge abgestuft 

werden?

Ich folge dem Teil der Lehre, der auf der Tatbe-
standsseite (primär) unbestimmte Rechtsbegriffe 
und auf der Rechtsfolgeseite Ermessen 
(Entschliessungsermessen, Auswahlermessen) 
ortet. Beide Elemente können verbunden werden. 

Die Unbestimmtheit eines Begriffes kann dadurch 
vermindert werden, indem er durch eine 
Aufzählung von nicht abschliessenden Beispielen 
oder Negativbeispielen (Negativkatalog) 
verbunden wird. Dies dient nicht primär der 
Veranschaulichung, sondern der Reduktion des 
Anwendungsbereichs.

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 256-258

Wie können möglichst 
bestimmte Normen 
geschaffen werden? 

• Verwendung möglichst bestimmter Begriffe (nur 
metrische Begriffe wie z.B. Altersgrenzen, Fristen oder 
Geldsummen sind völlig bestimmt). 

• Rechtsbegriffe sind im Allgemeinen bestimmter als 
Begriffe des allgemeinen Sprachgebrauchs. 

• Substantive, die Lebewesen, Gegenstände oder Stoffe 
beschreiben, sind im Allgemeinen bestimmter als 
Begriffe von Eigenschaften, Rollen, Verhaltensweisen 
oder Zuständen. 

• Kasuistische Normierung. Aber Achtung: Die 
Rechtssicherheit ist nicht umso höher, desto mehr 
kasuistische Regelungen eingefügt werden. Vielmehr 
besteht die Gefahr, dass gerade besonders wichtige 
Fälle vergessen werden. Dass in der Praxis dennoch 
aufgeblähte Regelungen häufig sind, liegt v.a. in der 
Notwendigkeit, einen Konsens erzielen zu können: Die 
spezielle Erwähnung einer Gruppe macht meist die 
Erwähnung weiterer Gruppen nötig. 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 259

Nach welchen Kriterien ist 
die Normbestimmtheit zu 

wählen?

Pro hohe Bestimmtheit Pro Unbestimmtheit

• Rechtssicherheit 
• Rechtsgleichheit
• Demokratische 

Legitimation

• Einzelfallgerechtigkeit 
• Effiziente Entschei-

dungsmöglichkeit

Dabei sollte die Wahl des Bestimmtheitsgrades bei jeder 
Regelung individuell getroffen und zudem transparent gemacht 
werden, denn nur so besteht eine Korrekturmöglichkeit. 



§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 260-267

Ein Erlass muss 
verhältnissmässig sein. 

Was bedeutet das?

Der Erlass muss geeignet, erforderlich und zumutbar sein. Der
Erlass von Rechtsnormen kann also verfassungsrechtlich ge-
oder verboten sein. Zur Erforderlichkeit: Es darf keine mildere, 
ebenso geeignete Regelung geben. Insbesondere darf die 
bestehende Rechtslage nicht schon ausreichend sein und 
ausserrechtliche (soziale) Ordnungssysteme dürfen nicht 
genügen.

Zudem ist eine umfassende Kosten-Nutzen-Analyse 
durchzuführen: Jede Ergänzung oder Korrektur von Rechtssätzen 
führt zu Transaktionskosten (Rechtsänderung, Änderung der Voll-
zugsorganisation, Normendschungel, Wirksamkeitsvertrauen ins 
Recht, ev. Normwidersprüche…). Aufgrund dieser Komplexität: 
Zahlreiche Experimentier- und Zeitgesetze. Ebenfalls im Zusam-
menhang mit der Forderung nach vertiefter Überprüfung der 
Notwendigkeit steht die Forderung nach Deregulierung. Insbeson-
dere kritisch sind Anlassgesetze zu prüfen. Ebenso könnte dem 
Hang zu Perfektionismus der Verwaltung bekämpft werden. 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 268-272

Ein Erlass muss 
praktikabel sein. Was 

bedeutet das?

Praktikabilität bedeutet Vollzugstauglichkeit und Anwendungs-
geeignetheit. Erlasse müssen aus praktischen und rechtlichen 
Gründen praktikabel sein: 
- Rechtliche Gründe: Willkürverbot, Verhältnismässigkeitsgebot, 
vgl. auch ParlG 141 II d. 
- Praktische Gründe: Je einfacher Normen gehandhabt werden 
(also je praktikabler sie sind), umso grösser ist die Chance, dass 
sie freiwillig gehandhabt werden. Rechtsnormen können insofern 
als Angebote betrachtet werden, von denen die Akteure 
(Amtsstellen oder Private) in unterschiedlichem Masse und zu 
verschiedenen Zwecken Gebrauch machen können. Dieses 
Angebot des Normprogramm wird eher angenommen, wenn es 
benutzerfreundlich ist. Insofern kann Gesetzgebung sogar als 
lückenhafte und vorläufige Antwort auf Probleme betrachtet 
werden. Auf dieser Welle reitet die NPM. 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 273-276

Wann ist ein Erlass 
„praktikabel“?

Kriterien sind: 
- Sprache: Kurz, klar, eindeutig
- Verfahren: Einfach, rasch, billig
- Anknüpfungspunkte: Persönliche, wirtschaftliche, örtliche 
Verhältnisse
- Vollzug: 

- Durch bisherige Vollzugsapparat/-prozesse vollziehbar oder 
aber grosse Freiheit beim Vollzug belassen (Ausnahme: 
Massenverwaltung). Ev. gar Übertragung an Private möglich. 
- Kontrolle: präventive statt nachträglich, stichprobeweise statt 
vollständig.
- Vollzugsorgan: oft macht es Sinn, kt. oder 
Gemeindebehörden mit dem Vollzug zu beauftragen. 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 277 f. 

Mit welchen Regeln kann 
die Praktikabilität oft im 
Widerspruch stehen?

Praktikabilität Rechtsgleichheit
z.B. lokale Behörde vollzieht Zentralbehörde vollzieht (gerechter)

Praktikabilität Legalitätsprinzip
offen, unbestimmt unbestimmt

Praktikabilität Demokratieprinzip
Verordnung Gesetz i.f.S. 

Abwägung verschiedener Interessen
Nadine Schmidt



§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 279-284

Gesetze haben 
normativen Gehalt. Was 

bedeutet das? 

• Gesetze normieren. Blosse Informationen haben im Gesetz 
daher nichts verloren. Information sind zwar wichtig, aber sie 
müssen ausserhalb des Rechtssetzungsverfahrens zu ge-
schehen.

• Dennoch können Gesetze Zielbestimmungen und 
Grundsatznormen beinhalten. Diese Bestimmungen erfüllen 
nämlich ebenfalls eine normative Funktion, indem sie 
fundamentale Grundsätze oder richtungsweisende
Entscheidungen wiedergeben. 

• Symbolische Gesetzgebung hat keinen normativen Gehalt. Es 
liegt Fall von „Scheinlösung“ oder „Alibigesetzgebung“ vor, die 
die Aktivität des Staates bloss vortäuschen will, etwa um die 
Bevölkerung zu beruhigen. 
Achtung: Nicht jede Norm, die sich nicht durchsetzen lässt oder 
ihr Ziel bloss unvollständig erreicht, ist symbolisch. So sind z.B. 
Präambeln eher zu den Grundsatznormen und 
Zielbestimmungen zu zählen. 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 285-292

Die Systematik ! 

Man unterscheidet zwischen innerer und äusserer Systematik: 
• Die innere Systematik verlangt Widerspruchsfreiheit, und dies 

zwar sowohl innerhalb der Rechtsordnung (oder Rechtsgebiet) 
insgesamt als auch innerhalb eines neuen Erlasses: 
– Wahrung der Einheit der bestehenden Rechtsordnung beim 

Einfügen neuer Normen (bedingt sorgfältige und stetige 
Analyse des Ist-Zustandes, die den ganzen 
Rechtssetzungsprozess begleiten soll).

– Vermeiden von Widersprüchen zwischen neuen Regelungen: 
Das neu zu schaffende Regelwerk bzw. dessen Anpassungen 
müssen fein aufeinander abgestimmt werden. So müssen etwa 
die Regelungsinstrumente koordiniert werden. Die Gefahr von 
Widersprüchen ist besonders gross, wenn im parl. Verfahren 
„chirurgische“ Einzeleingriffe geübt werden. 

• Die äussere Systematik verlangt eine widerspruchsfreie 
Gliederung. Auch sie hat zwei Funktionen: 
– Informationsfunktion (Gliederung ermöglicht leichtes Finden) 
– Verständlichkeitsfunktion (erst die Gliederung gibt der Norm 

einen Sinn). 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 292 f.

Welche Arten von 
Widersprüchen werden 

unterschieden?

In der Lehre wird unterschieden zwischen: 

• Gesetzestechnische Widersprüche (uneinheitlicher Sprachgebrauch, z.B. 
werden für die gleiche Sache verschiedene Begriffe verwendet, oder 
umgekehrt)

• Normwidersprüche (z.B.: Norm A verbietet die Tätigkeit, Norm B erlaubt sie)

• Wertungswidersprüche (die neuen Normen widersprechen den dem 
geltenden Recht zugrunde liegenden Wertungen; z.B. hervorragender 
Gläubigerschutz im Fusionsrecht, nicht aber im Aktienrecht) 

• Teleologische Widersprüche (das Erreichen der von einer Norm verfolgten 
Zwecke wird durch andere Regelungen vereitelt) 

• Prinzipienwidersprüche (Konflikte zwischen den Grundgedanken, die für 
eine Regelung massgebend sind; z.B. Solidaritätsprinzip im Bereich von 
Zusatzversicherungen).

Bereiten bei der Rechtsanwendung oft erhebliche Schwierigkeiten

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 294-297

Welches sind die Folgen 
widersprüchlicher

Normierung?

• Schwierigkeiten beim Vollzug (insbesondere im Organisations-
und Verfahrensrecht, wenn unrationeller Arbeitsablauf z.B. 
durch Lücken oder Doppelspurigkeiten)

• Verfassungswidrigkeit (oft Verletzung von BV 8. Dies 
entstammt primär aus der Deutschen Lehre, wonach der 
Gesetzgeber gegen die durch den Gleichheitssatz gebotene 
Systemgerechtigkeit verstösst, wenn er ein einmal gewähltes 
System nicht konsequent durchzieht). 

• Sinkendes Ansehen des Rechts im Allgemeinen und sinkendes 
Vertrauen in die Fähigkeit des Staates, Gesetze zu machen. 



§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 298 f.

Nach welchen Kriterien ist 
die Gliederung zu wählen? 

• Die Kriterien für die Gliederung eines Erlasses ergeben sich 
aus den beiden Funktionen der Systematisierung. 

• Im Einzelnen spielt sicherlich eine grosse Rolle, ob es sich um 
eine Teil- oder Totalrevision oder einen neuen Erlass geht. 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 300 f.

Welche systematische 
Grundstruktur für neue 

oder totalrevidierte Erlasse 
hat sich in der Praxis 

eingebürgert?

Einleitung

Hauptteil, mögliche Gliederungskriterien: 

Vorschriften über Organisation, Verfahren und Vollzug 
Regelungen betreffend Kosten und Abgaben
Strafbestimmungen
Schlussbestimmungen

• Ziel und Zweck 
• Geltungsbereich 
• Begriffe

• logische Kriterien
• sachliche Kriterien
• chronologische Kriterien
• normative Kriterien

• Inkrafttreten
• Publikation
• Aufhebung bisher gültiger Vorschriften
• Änderung geltender Regelungen 
• Übergangsrecht 

eher materielle Regelungen
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§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 301 f. 

Welche Gliederungs-
kriterien gibt es im 

Hauptteil?

Ausschlaggebend ist wiederum der Inhalt des zu gliedernden 
Erlasses:

• Logische Kriterien: Unterscheidung zwischen allgemeinen und 
speziellen Regelungen, Ober- und Unterbegriffen, Grundsätzen 
und Ausnahmen. Bsp.: DSG (Was ist bewilligungspflichtig? –
welches sind die Voraussetzungen für eine Bewilligung?)

• Sachliche Kriterien: Unterscheidung nach Personenkreis / 
Institutionen, Tätigkeiten oder geschützten Rechtsgütern (z.B. 
StGB).

• Chronologische Kriterien: Gliederung folgt dem zeitlichen 
Ablauf eines Geschehens (v.a. Verfahrensgesetze) 

• Normative Kriterien: Gliederung folgt den Rechtsinstituten, die 
durch das Gesetz begründet werden (weitgehend ZGB, vgl. 
etwa verschiedene Eigentumsformen, aber auch EntG, vgl. 
Unterscheidung materielle vs formelle Enteignung). 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 303 f. 

Wie ist der Hauptteil nun 
konkret zu gliedern? 

Ausschlaggebend ist wiederum der Inhalt des zu gliedernden 
Erlasses:

• Logische Kriterien

• Sachliche Kriterien

• Chronologische Kriterien

• Normative Kriterien

Oft Gliederungsstruktur 
auf oberster Ebene

Oft Gliederungsstruktur 
auf oberster Ebene

Oft Gliederungsstrukturauf unterer Ebene

Die systematischen Gesichtspunkte dürfen allerdings nicht mehr 
als notwendig gewechselt werden. 



§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 305-315

Muss eine Norm 
adressatengerecht sein? 

• Die Adressatengerechtheit als Kriterium der Rechtssetzungstechnik vermag 
nur dann zu überzeugen, wenn die Adressaten ihre Entscheidungen 
tatsächlich aufgrund der Normtexte treffen. Dies ist jedoch zu relativieren: 
– Die Normtexte selbst enthalten oft nur einen Teil der Informationen, 

welche Grundlage für die Entscheidungen der Adressaten bilden. 
– Soweit Laien die Adressaten sind, gilt es zu bedenken, dass diese die 

Gesetze kaum lesen, sondern ihre Informationen aus anderen Quellen 
beziehen (Massenmedien, Berufsverbände…). Oft findet bloss eine 
„Parallelwertung in der Laiensphäre“ statt, was jedoch v.a. dann 
ausreichend ist, wenn die Rechtsnormen auf eingelebten sozialen 
Normen beruhen. 

– Die Regelung wirkt nicht unmittelbar auf das Verhalten der Adressaten 
ein, sondern beeinflusst deren Entscheidung (z.T. durch das Verhalten 
Dritter) für eine von mehreren Verhaltensalternativen. 

• Umgekehrt ist es eine zentrale Aufgabe einer Norm, zu integrieren und 
allenfalls einen Formelkompromiss (kleinster, gemeinsamer Nennen) zu 
verkörpern. Struktur, Dichte und Bestimmtheit sind also auf die jeweilige 
Funktion einer Normierung auszurichten. Adressatengerechtheit ist deshalb 
nur dann ein wesentlicher Gesichtspunkt für die Ausgestaltung von 
Regelungen, wenn diese primär bezwecken, Verhalten zu ordnen und zu 
lenken. Gerade diesem Ziel kann eine „adressatengerechte“ Sprache 
entgegenwirken, wird dadurch oftmals eine Fachsprache verunmöglicht und 
der Normtext wird wesentlich umfangreicher, wodurch zudem Präzision und 
Lenkungskraft eingebüsst wird. 

• Allenfalls relevant kann sein, wer mit der Norm arbeitet. 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 316

Auf welche Weise 
erhalten denn nun die 
Bürger Informationen 

über das geltende 
Recht?

• Massenmedien (v.a. politisch brisante Erlasse) 

• Automatische Parallelwertung in der Laiensphäre (v.a. bei 
Rechtnormen, die auf eingelebten sozialen Verhaltensweisen 
beruhen und so ihrer legitimierenden und integrierenden 
Funktion am besten nachkommen). Mit anderen Worten: 
Rechtsnormen, welche der Lebenserfahrung entsprechen, 
bedürfen weniger intensiver Bekanntmachung als Gesetze, mit 
denen gesellschaftliche Entwicklungen verändert werden 
sollen.

• Bei Normen mit einem relativ kleinen Adressatenkreis darf eher 
damit gerechnet werden, dass sich die Betroffenen nach der 
Existenz und dem Inhalt der Normen erkunden. 

• Aus der Erkenntnis, dass die Bürger sich i.d.R. nicht selbst 
unmittelbar mit Hilfe der Normtexte über die Rechtslage 
informieren, folgt, dass der Staat Informationsarbeit leisten 
muss (etwa durch leicht verständliche Broschüren, 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 317

Welches sind die 
Probleme, die das 

Streben nach Allge-
meinverständlichkeit

mit sich bringt? 

• Weniger Präzision 

• Längere Normtexte (weil auf 
Fachbegriffe verzichtet werden 
muss)

• Somit weniger Lenkungskraft 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 318 f. 

Adressaten-
gerechtheit?

(Fazit)

Das Ziel kann deshalb nicht Allgemeinverständ-
lichkeit, aber auch nicht Adressatengerechtheit in 
dem Sinne sein, dass diejenigen, die zu einem 
bestimmten Verhalten veranlasst werden sollen, 
die Informationen für ihre diesbezüglichen 
Entscheidungen unmittelbar aus dem Normtext 
entnehmen können. 

Vielmehr müssen Normen anwendungsgeeignet
und vermittlungsfähig sein. Wenn eine Norm 
adressatengerecht sein soll, so kann dies nur 
dann gelten, wenn die „Umsetzer“ und 
„Vermittler“ als Adressaten betrachtet werden. 



§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 320-322

Warum weist das 
internationale Recht 
oft eine besonders 

komplizierte Struktur 
auf?

• Mehrsprachigkeit 
• Zwang zur Konsensbildung
• Fehlende gemeinsame Begrifflichkeit 

Die komplizierte Struktur und schwierige 
Sprache, die das internationale Recht aufweist, 
ist v.a. auf die Bedingungen seiner Produktion 
zurückzuführen:

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 323 f. 

In welcher Sprache 
sollen Gesetze 
ausgearbeitet

werden?

Fach- oder Umgangssprache? 
• Normen müssen anwendungsgeeignet und

vermittlungsfähig sein. Daraus folgt: Je nach 
der Art der zu regelnden Materie können mehr 
oder weniger Fachwörter verwendet werden. 
Jedenfalls braucht es eine gewisse gemein-
same Begrifflichkeit. 

Regeln für die Formulierung von Normen 
• Präzision (im Konfliktfall Vorzug ggü anderen)
• Kürze (oft in Zielharmonie mit…) 
• Einfachheit 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 325-327

Die Formulierung 
einer Norm soll 
„präzise“ sein. 

Inwiefern?

Präzision Bestimmtheit

Die Lenkungskraft und Durchsetzbarkeit von 
Normen hängt wesentlich von der Präzision der 
Aussage ab. Diese Präzision ist nicht zu 
verwechseln mit der Bestimmtheit der Regelung –
eine Regelung kann bewusst unbestimmt 
formuliert worden sein; es muss sich aber präzise 
aus der Regelung ergeben, welchem Zweck 
diese Unbestimmtheit dient.

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 328 f. 

Die Formulierung 
einer Norm soll „kurz“

sein. Inwiefern? 

Die Kürze bezieht sich auf das Regelwerk 
insgesamt, aber auch die einzelnen Elemente 
einer Norm (keine langen Sätze oder Absätze). 

Lange Ausführungen erschweren das 
Erkennen, Begreifen und Behalten des 
Regelungsgehaltes.



§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 330 f. 

Die Formulierung 
einer Norm soll 
„einfach“ sein. 

Inwiefern?

Eine einfache Gesetzessprache erhöht die 
Chancen der richtigen Vermittlung des 
Norminhaltes und damit der Wirksamkeit der 
Norm.

Substantivierungen, Fremdwörter und 
Fachausdrücke sollen vermieden werden. 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 332

Sind die Geschlechter 
sprachlich gleich zu 

behandeln? • Verwendung geschlechtsneutraler Ausdrücke
• Legaldefinition erklärt: Auch Frauen gemeint (ist 

eigentlich keine echte sprachliche 
Gleichbehandlung)

• Kreative Lösung: Kombination verschiedener 
formen sprachlicher Gleichbehandlung. 

Sprachliche Gleichbehandlung: 

• kompliziert, lang

• präziser, dem heutigen Sprachempfinden 
entsprechend

Mögliche Lösungsansätze: 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 333

Warum finden sich 
in der Praxis oft 

komplizierte
Normtexte?

Es kann verschiedene Gründe dafür geben:

• „Ha, nur ich [Gesetzesautor] verstehe, was das 
heisst“ ( Anwendungsmonopol, oder ich
bin gescheit). 

• Verwaltungsbehörde will alle möglichen Fälle 
„absichern“ und damit Eigenverantwortung im 
Einzelfall verhindern. 

• Ergebnis von Konsenslösungen

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 333

Warum finden sich 
in der Praxis oft 

komplizierte
Normtexte?

Es kann verschiedene Gründe dafür geben:

• „Ha, nur ich [Gesetzesautor] verstehe, was das 
heisst“ ( Anwendungsmonopol, oder ich
bin gescheit). 

• Verwaltungsbehörde will alle möglichen Fälle 
„absichern“ und damit Eigenverantwortung im 
Einzelfall verhindern. 

• Ergebnis von Konsenslösungen



§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 334-340

Wie können neue 
Regelungen in die 

bestehende
Rechtsordnung

eingefügt werden? 

1. Identifizieren der „Schnittstellen“
• Bei welchen Normen besteht Klärungsbedarf? (Definitive 

Prüfung ist erst am Schluss möglich, weil Änderungen 
beim Erlass / geltenden Recht bis dann möglich). 

2. Wie sind diese Schnittstellen zu regeln? 
• Übergangsregelung, um nicht gegen das 

Vertrauensschutzprinzip zu verstossen? 
• Gestaffelte Einführung des neuen Rechts? 
• …

Entsprechende Gestaltung der Schlussbestimmungen (Inkraft-
treten. Welche anderen Normen werden aufgehoben oder 
abgeändert? Übergangsregelung?) [sehr anspruchsvoller Teil
der Rechtssetzungsarbeit. Leider oft zu hoher Zeitdruck.]

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 341

Welche besonderen 
Regelungstechniken

bestehen?

• Zweckartikel 

• Umschreibung des Geltungsbereiches

• Legaldefinitionen

• Allgemeiner Teil 

• Verweisungen 

• Fiktionen

• Gesetzliche Vermutungen

• Wiederholungen 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 342-345

Würdigung eines 
„Zweckartikels“

Grundidee von Zweckartikeln: 
• Festhalten des Grundanliegens des Erlasses
• Verständnis- und Auslegungshilfe
• Massstab für die Evaluation der Wirksamkeit

Praxis
• In der Praxis trifft man leider viele funktionslosen 

Zweckbestimmungen an (überflüssige Zusammenfassungen 
des Regelungsinhaltes oder Wiederholungen ohne 
normativen Gehalt). 

• Warum? Usanz/Mode/Routine. Pathetische 
Absichtserklärungen (tataaa). 

• Folge: Ballast (Regelungsflut), Gefahr, wenn ungenau.

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 346-349

Umschreibung des 
Geltungsbereichs

(Würdigung)

Achtung! Unterscheide: 

örtlich / sachlicher Geltungsbereich

zeitlicher Geltungsbereich

Einleitung. Dieser Aspekt sollte bereits im Normkonzept grob 
umschrieben werden, da von grosser Bedeutung (wenn zu weit: 
Unverhältnismässig; wenn sonst unzutreffend: Ungeeignet oder 
Verstoss gegen BV 8). 

Der Geltungsbereich ist nur dann besonders zu umschreiben, 
wenn er aus dem Erlass nicht ohne weiteres ersichtlich ist. 

Gelungenes Beispiel: DSG 2. 

Schlussbestimmungen



§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 350-354

Legaldefinitionen
(Würdigung: Was ist 
eine Legaldefinition? 

Vorkommen?
Arten?)

Legaldefinitionen haben normativen Wert
Realdefinitionen: Sie wollen nur die Wirklichkeit beschreiben und haben 

somit eigentlich keinen Platz im Gesetz: Im besten Fall sagen sie nichts 
aus, im schlechtesten Fall beschreiben sie die Wirklichkeit falsch und 
werden so zur [verwirrenden] Legaldefinition. 
Definiendum (z.B. Waffe) = Definiens (z.B. Gegenstand, der…) 

Vorkommen von Legaldefinitionen: Häufig! Gründe
• Technisierung der Gesetzgebung; 
• Bestrebung, ein präzises und kurzes Gesetz zu schreiben (Es 

handelt sich also um explikative, nicht um direktive
Rechtsfiguren);

• Edukaktionseffet (Der Gesetzgeber muss sich Gedanken 
machen, was er regelt). 

Arten
• Häufige Begriffsverwendung: Einleitung
• Sonst: Klammerdefinition 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 355-364

Allgemeiner Teil 
(Würdigung)

Beispiele
• ZGB (Hier jedoch fälschlicherweise mit Einleitung betitelt) 
• OR (statt AT leider „Allgemeine Bestimmungen“)
• StGB (statt AT „Allgemeine Bestimmungen“)
• ATSG stellt gar ein separates AT-Gesetz dar. 
• Aber auch das Umgekehrte ist verbreitet: Unter „Allg. 

Bestimmungen“ wird zusammengefasst, was eigentlich unter 
„Einleitung“ gehört. (AT = Teil des Hauptteils [ RL-ZH!!!])

Haben ATs auch Nachteile?
• Oft schwer verständlich, da abstrakt. 
• Bei kurzen und mittellangen Regelwerken lohnt es sich nicht 

(zu schwerfällig). Somit: Anwendung nur bei sehr langen 
Erlassen, v.a. bei Kodifikationen, wo es sich lohnt, 
Grundsatzfragen vorab zu klären. 

Grundsatzfragen werden hier „vor die Klammer“ gezogen. Somit 
kommt ATs eine ähnliche Funktion wie Legaldefinitionen zu 
(Einsparung, Klarheit, Einheitlichkeit…).

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 365

Welche Arten von 
Verweisungen

werden
unterschieden?

• Normative vs. informative Verweisungen
(echte / konstitutive vs. Unechte / deklaratorische)

• Binnen- vs. Aussenverweisungen 

• Statische vs. dynamische Verweisungen 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 366-368

Was sind normative, 
was informative 
Verweisungen?

Normative Verweisungen Informative Verweisungen

• Norm X erklärt für einen bestimmten 
SV andere Normen (die eigentlich 
einen anderen Sachverhalt regeln) 
anwendbar. Der Anwendungsbereich 
der „anderen Normen“ wird also 
erweitert.

• Ratio: Entlastung des Rechtssetzungs-
organs, Rechtsvereinheitlichung, 
Gegen Regelungsflut, z.T. für private 
Regeln und so mehr Fachwissen. 

• Um die Lesbarkeit zu vereinfachen und 
Anpassungen zu vermeiden, sollte 
nicht auf die Artikel, sondern stets auf 
den Inhalt der Regelung in wenigen 
Stichworten verwiesen werden. (also 
nicht: es gelten die Art. 28-31 ZGB, 
sondern: Es gelten die Bestimmungen 
über…)

• Diese Normen informieren 
bloss darüber, dass für 
gewisse Probleme, die mit 
einer bestimmten Regelung 
zusammenhängen, anderen 
Normen gelten. 

• Ratio: Erleichterung der 
Rechtsanwendung durch 
Verbesserung der Übersicht. 
Sie werden nur zitiert, nicht 
inkorporiert. Da somit ohne 
normativen Gehalt: 
problematisch (Zunahme 
Regelungsmenge, ev. gar 
Schaffung von 
Missverständnissen e 
contrario). Daher sollte i.d.R. 
verzichtet werden. 



§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 369-372

Was sind Binnen-, 
was Aussen-

verweisungen?

Binnenverweisungen Aussenverweisungen

OR 920
Aktienrecht

VStrR 2 StGB

Die Aussenverweisung stellt eine besonders grosse Entlastung
und Möglichkeit dar, Fachwissen einzubringen. Wenn auf private 
(bestimmte und bereits bestehende) Regelwerke verwiesen wird 
(v.a. Technik und Wirtschaftsrecht), heisst das nicht, dass die 
Rechtssetzung an Private delegiert wird (sie werden vielmehr zu 
staatlichem Recht). 

Es kann auch auf das Recht eines anderen Gemeinwesens  ver-
wiesen werden, ja auch auf int. Recht (Rechtsvereinheitlichung). 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 373

Was sind statische, 
was dynamische 
Verweisungen?

Würdigung.

Statische Verweisung Dynamische Verweisung
Eine ganz bestimmte 
Fassung dieses anderen 
Erlasses soll für diesen Fall 
(ebenfalls) Anwendung 
finden. (Quasi-copy-paste)

Die jeweils geltende Fassung 
dieses anderen Erlasses soll 
Anwendung finden. Hier kann 
sich die Norm, auf die 
verwiesen wird, ohne zutun des 
verweisenden Organs ändern. 

+ Rechtssicherheit + Flexibilität (v.a. wichtig bei 
technischen Normen)

- Rechtssicherheit (meist nicht 
amtlich publiziert)

- Verletzung Legalitätsprinzip, 
sofern Delegationsgrundsätze 
nicht eingehalten

- ggf. Verletzung Zuständig-
keitsordnung

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 374 f. 

Wann liegt eine 
statische, wann eine 

dynamische
Verweisung vor? 

• Klare Fälle aufgrund des Wortlautes
– Statisch: „… in der Fassung vom…“
– Dynamisch: ZGB 7

• Auslegung
Beachte den Sinn und Zweck der Verweisung: Soll stets auf die 
aktuell gültige Fassung verwiesen werden oder wollte man 
einfach eine ganz bestimmte Situation verbindlich klären? 

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 376

Welche Typen von 
dynamischen

Verweisen sind 
unproblematisch,
welche nach h.L. 

verboten?

Unproblematisch sind dynamische Verweisungen auf Normen 
derselben Rechtssetzungsstufe. 

Nach h.L. verboten sind dynamische Verweisungen auf Normen, 
die von Privaten erlassen werden, weil sie eine Ermächtigung zur 
Rechtssetzung an Private darstellen. 
Würdigung: Bei technischen Fragen wäre ein dynamischer Verweis aber oft 
eben gerade wünschenswert und würde die Rechtssicherheit erhöhen. So hat 
das BGer eine dynamische Verweisung eines kt. Gesetzes auf die RL der CH 
Akademie für med. Wissenschaften für die Bestimmung des Todeszeitpunktes 
zugelassen, v.a., weil es um eine komplexe technische Frage gehe und es sich 
dabei um einen Verweis auf einen allgemein anerkannten wissenschaftlichen 
Standard handle, mit welchem der Schutz der Grundrechte nicht geschwächt, 
sondern verstärkt werde. Das BGer behält allerdings den Fall einer wichtigen 
Änderung der RL vor; eine solche würde durch die dynamische Verweisung 
nicht gedeckt. Damit wird aus der dynamischen wieder eine halbwegs statische 
Verweisung. Besserer Vorschlag: Es wäre viel angemessener, auf staatliche 
Regulierungen in diesen technisch stetig wandelnden Bereichen ganz zu 
verzichten oder sie durch gesteuerte Selbstregulierung zu ersetzen. Denn: 
Durch eine dynamische Verweisung wird eine Norm verstaatlicht (obwohl kein 
staatl. Einfluss mehr), nicht aber durch (gesteuerte) Selbstregulierung. 



§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 379-382

Fiktionen
(Würdigung)

• „gilt (nicht) als“ (relativ sicheres Indiz) 
• „wie wenn“
• „also ob“

Auch die Fiktion steht im Dienst der Gesetzgebungsökonomie: Sie 
setzt zwei verschiedene SV einander rechtlich gleich, d.h., sie 
fingiert also deren Gleichheit. Häufige gewählte Formulierungen:

• Förderung der Zusammenhänge
• Verweisung (wobei hier nicht auf eine Norm verwiesen wird, 

sondern der SV so abgeändert wird, dass ein anderer Fall 
vorliegt).

• Vereinfachung / Beschleunigung des Verfahrens: Es wird z.B. 
fingiert, eine Verfügung liege vor, wenn die Behörde bis zu 
einem bestimmten Zeitpunkt nichts oder etwas bestimmtes 
anderes (z.B. Realakt Widmung) getan hat. 

Ob jedoch tatsächlich eine Fiktion vorliegt, ist und bleibt eine 
Auslegungsfrage. Schwierig abzugrenzen sind Fiktionen und 
Vermutungen. Die Fiktion kann verschiedene Zwecke erfüllen:

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 382

Ist die Heilung auch 
eine Fiktion? 

Die Praxis, wonach die Verletzung von 
Ansprüchen „formeller Natur“, 

insbesondere des Anspruchs auf 
rechtliches Gehör geheilt wird, wenn die 

unterlassene Anhörung Akteneinsicht 
oder Begründung in einem 

Rechtsmittelverfahren nachgeholt wird, 
läuft auf eine solche Fiktion hinaus, die 

allerdings nicht durch Gesetz 
angeordnet, sondern durch die 

Rechtsprechung entwickelt worden ist.

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 383

Wie kann die Fiktion 
grafisch dargestellt 

werden?

Sachverhalt A

Somit natürlich rechtliche 
Behandlung wie SV B. 

Sachverhalt B

Fiktion

§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 384-389

Gesetzliche
Vermutungen
(Würdigung)

Eine gesetzliche Vermutung ist ein Rechtssatz, der festlegt, dass 
das Vorliegen einer bestimmten Tatsache auf das Vorhandensein 
einer anderen rechtserheblichen Tatsache (Tatsachenvermutung) 
oder einer Rechtslage (Rechtsvermutung) schliessen lässt. 

Sie kommen v.a. im Privatrecht (z.B. Besitzer => Eigentümer; 
Vaterschaftsvermutung), aber auch im öff. Recht vor (z.B. 
Kenntnis von amtlichen Publikationen). 

Ziel: V.a. Regelung von Beweisfragen und dadurch 
Rationalisierung und Vereinheitlichung von Prozessen. 

Arten: Widerlegbare und unwiderlegbar gesetzl. Vermutungen. 
Letztere kommt der Fiktion sehr nahe, allerdings: Wenn etwas 
vermutet wird, dann kann es jedenfalls so sein, dass die Annahme
zutrifft, während man von etwas Fingiertem weiss, so ist es 
gerade nicht. 



§ 9 RechtssetzungstechnikRz. 390-393

Wiederholungen
(Würdigung)

Eine Wiederholung liegt vor, wenn eine Rechtsnorm, die sich in 
einem Erlass findet, in einem anderen Erlass wiederholt wird. 
Z.B. Gemeindeerlass wiederholt kt. Norm; VO wiederholt Gesetz. 
Da so in der Regel nichts Neues geschaffen wird, kommt einer 
Wiederholung keine normative Kraft zu, weshalb sie eigentlich 
unterbleiben sollten: Sie blähen Umfang und Dichte des Gesetzes 
unnötig auf und schaffen vielleicht sogar Missstände, etwa: Bloss 
sinngemässe (im Einzelfall aber doch andere) oder gar falsche
Wiederholung; Was, wenn einer der beiden Texte nachträglich 
geändert?...

Ursprüngliche Motivation: Ähnlich wie informativer Verweis 
(Aufzeigen der Rechtslage, bessere Orientierung über das 
geltende Recht und der Abhängigkeiten der Normen…)

Sinnvoll ist dies m.E. aber nur ganz selten, etwa wenn die Norm 
im Ausführungserlass gar nicht verstanden werden kann. Aber 
selbst dann genügt die Angabe eines Stichwortes meist (Ingress
der eben nicht zu wiederholenden Norm, vgl. auch RVOV!!!). 

Wie beginnt jedes 
Rechtssetzungsverfahren?

§ 10 Auftrag, Federführung, VerantwortungRz. 394-397

Politischer Impuls 
Übergeordnetes Recht

Feststellung von Mängeln

Förmlicher Auftrag durch das zuständige BA (Selbstbeauftragung) 
(Ausnahme: Pa.Iv.). Wenn mehrere zuständig: Federführungs-

Amt (Amt mit dem meisten Sachverstand, andere können einge-
bunden werden: Projektorganisation oder Konsultations- und 

Mitberichtsverfahen) oder (selten) Gesetzgebungsdienst (BfJ). 
Eichenberger schläct ein unmittelbar der Regierung unterstelltes 

„Amt für Rechtssetzung“ vor. Damit hätte die Regierung ein 
Organ, das ihr ermöglichte, ihre Funktion als politische Behörde 

vollwertig zu erfüllen. 

Wer übernimmt bei pa.Iv. 
die Federführung? 

§ 10 Auftrag, Federführung, VerantwortungRz. 380

Parlamentarische Kommission

Diese ist aber bei der Erarbeitung eines 
Erlassentwurfs i.d.R. auf die Unterstützung 

durch die Verwaltung angewiesen. 

Kritik an der aktuellen 
Organisation der 
Rechtssetzung

§ 10 Auftrag, Federführung, VerantwortungRz. 399

• Regierung: Will sich nicht zu früh politisch 
exponieren.

• Parlament: 0 / 1 – Entscheid am Ende
• Volk: Veto-Recht

Schwergewicht liegt bei der Verwaltung. 
Dies ist problematisch, da sie politisch 

dazu nicht wirklich legitimiert ist.



Wie geschieht die 
Informationsbeschaffung

und –verarbeitung? 

§ 11 Info-beschaffung und -verarbeitungRz. 399-404

Zentrale Fragen:
• Wie ist der Ist-Zustand
• Ex-ante Evaluation (voraussichtliche Wirkung) da schwierig, 

gibt es oft Regelungen „auf Probe“. 

Die Informationsgewinnung ist zentral, aber leider politisch nicht 
austariert (Übermacht der Verwaltung wird höchstens durch 
ständige Kommissionen mindestens teilweise relativiert, wobei 
auch dort bloss einzelne Parlamentarier „am Drücker“ sind). 

V.a. bei Volksabstimmungen spielen die Medien und die ausge-
wogene Information durch die Verwaltung eine wichtige Rolle. 

Wer soll die Normtexte 
verfassen?

§ 12 Das RedaktionsorganRz. 405-408

Die Redaktion ist Sache einer Person – sie muss für die 
inhaltliche und stilistische Einheit der Normtexte sorgen. Die 
Arbeit im Team hat sich nicht bewährt. 

Diese eine Person kann ihre Arbeit durch eine Gruppe von 
Fachleuten begleiten lassen. Die Fachleute können verwaltungs-
intern oder verwaltungsextern (wenn zusätzliches Fachwissen 
nötig schafft oft höhere Akzeptanz) sein. Bei grossen Projekten 
empfiehlt es sich gar, eine Expertenkommission zu schaffen 
(erhöhte politische Akzeptanz, Umsetzbarkeit). 

Wie wirken Parlament, 
Regierung und 

Verwaltung zusammen? 

§ 13 Parlament – Regierung – VerwaltungRz. 409-413

Verwaltung Formulierung der Aufträge, Vorschlag einer 
bestimmten Organisation des Rechts-
setzungsverfahrens, Info-Beschaffung

Regierung Politische Vorentscheidung Regelungs-
konzept

Kooperativer Prozess verschiedener Organe unter gubernativer
Hegemonie.

Parlament Beschluss über die politische „Richtigkeit“. 
Das Parlament sollte keine Details 
überprüfen ( ).

Volk
Fakultatives oder obligatorisches 
Referendum = Veto. 

Wie wirken Parlament, 
Regierung und 

Verwaltung zusammen? 

§ 13 Parlament – Regierung – VerwaltungRz. 414-415
Beschluss über die politische „Richtigkeit“. Das Parlament sollte keine Details 
überprüfen, denn Stärken: Breite Öffentlichkeit, demokratische Legitimation. 
Schwächen: Fachwissen. Konsequent: Parlament könnte nur genehmigen oder 
(ggf. mit Aufträgen) zurückweisen. Dadurch könnte vermieden werden, dass 
Detailkorrekturen ein Normengleichgewicht stören. Besonders gefährlich sind 
parlamentarische Einfügungen v.a. deswegen, weil diesbezüglich regelmässig 
keine Analyse der Ausgangslage und Wirkungsanalyse vorgenommen wurde. 

Als Zwischenlösung wäre wenigstens folgende Beschränkung sinnvoll: 
Beschränkung auf Rückweisung an die vorberatende Kommission mit dem 
Antrag, bestimmte Änderungen zu prüfen. 

Dennoch sind Korrekturen immer aufwändig und führen oftmals zu einem 
Flickwerk. In gewissen Fällen wird bei Uneinigkeit gar ein 
Nichteintretensbeschluss gefasst. Um solche „Scherbenhaufen“ zu vermeiden, 
können dem Parlament schon in der Phase der Vorbereitung die politisch 
besonders kontroversen Grundsatzfragen zum Entscheid vorgelegt werden 
(vgl. ParlG 28 I c und II sowie entsprechende kt. Normen. Die Praxis kennt 
auch hier Grundsatzbeschlüsse des Parlaments ohne gG; vgl. zudem ParlG 
152). Nachteil solcher Vorentscheide: Zeitraubend, die Verhandlungsfreiheit 
der Regierung einschränkend.

Beachte Spezialfall der Pa. Iv. 



Welches ist die 
Bedeutung der Pa. Iv.?

§ 13 Parlament – Regierung – VerwaltungRz. 416

Pa. Iv: Hier liegt die Federführung bei der Erarbeitung des 
Erlassentwurfs bei der zuständigen Parlamentskommission. 
Diese hat das Recht, die Verwaltung beizuziehen. Die Regierung 
nimmt am Ende Stellung, ParlG 112. Ursprünglich war die Pa.Iv. 
als Notventil gedacht. Sie erlebte dann jedoch einen Aufschwung,
da anfänglich Motion mangelhaft ausgestaltet. Als Folge der 
Aufwertung der Motion im ParlG 120 und der Einschränkung von 
ParlG 108 dürfte die pa. Iv. wieder verstärkt ihre eigentlich 
Funktion als Instrument zur Durchsetzung parlamentarischer 
Vorhaben, die der BR ablehnt, erfüllen. 

Welche Bedeutung 
haben die Volksrechte? 

§ 14 Bedeutung der VolksrechteRz. 417-419

Auch in der Referendumsdemokratie sind die Stimmberechtigten 
nicht an der Gestaltung des Inhalts der Gesetze beteiligt; indirekt 
aber schon, da durch dieses Damoklesschwert eine 
referendumssichere Lösung gesucht wird, sog. „legislatorisches
Bargaining“. Auch die Volksinitiative ist im Grunde kein Instrument 
zur Beteiligung des Volkes an der Gesetzgebung. 

Welches ist die 
Bedeutung des 

internationalen Rechts? 
Woher rührt es, dass für 

die Rechtssetzung 
Besonderheiten gelten? 

§ 15 Internationale RechtssetzungRz. 420 f. 
Bedeutung: Es gibt schon mehr internationales Recht als 

nationales! (30 vs 28 Bände Landesrecht!!)

Weshalb
spezielle
Regeln?

Vertragscharakter!!!

Methode, Verfahren und Technik der int. Rechtssetzung ist zwar 
mit denjenigen der landesinternen Rechtssetzung vergleichbar, 
weicht aber in mehrfacher Hinsicht davon ab. Es besteht hier 

noch ein grosser Forschungs- und Ausbildungsbedarf. 

Welche Arten von 
internationaler

Rechtssetzung gibt es? 

§ 15 Internationale RechtssetzungRz. 422-431 • Staatsverträge (KONSENS nötig)
– Mengenmässig grösster Anteil 
– Rechtssetzend (generell-abstrakt) vs rechtsgeschäftlich (z.B. 

Dammbau)
– Unmittelbar vs mittelbar rechtssetzend. Die Abgrenzung 

ergibt sich durch den Normtext oder Auslegung. 
– Bilateral vs multitlateral

• Rechtssetzung durch int. Organisationen (Konsensgeprägt,
Konsens aber regelmässig nicht nötig. Entscheidend ist der 
Gründungsvertrag).
– Je nach Gründungsvertrag können die internationalen 

Organisationen mittelbar oder unmittelbar anwendbares 
Sekundärrecht erlassen. Zudem können sie ihre 
Organisation rechtssatzmässig regeln. Die EU regelt ihr 
unmittelbar anwendbares Sekundärrecht durch VO. 



Wie wird der 
Konsens gefunden? 

§ 16 Bedeutung des KonsensesRz. 432-437
• Bei internationalem Recht ist Konsens nötig, bei 

innerstaatlichem nicht. 

• Das Erfordernis des Konsenses wirkt sich auf den Inhalt und 
auf die Ausgestaltung der Regelungen aus: Staatsverträge 
kommen nur zu Stande, wenn sie allen Beteiligten mehr Vor-
als Nachteile bringen. Methoden: Verhandlungsgegenstand 
erweitern oder zusätzliche Vertragsparteien einbeziehen, um 
Gegengeschäfte zu ermöglichen. 

• Somit typische Merkmale: in heiklen Bereichen oft unbestimmt, 
da sonst keine Einigung erzielt werden konnte. 

• Vertraulichkeit nötig, da man sonst nicht aufeinander eingehen 
könnte (der die Vertragspartei ist nicht das eigene Volk). 

• Teilergebnisse sind quasi-definitiv (sonst grössere 
Neuverhandlung oder gar Abbruch). 

Wer löst bei der 
internationalen

Rechtssetzung den 
Impuls aus? 

§ 16 Bedeutung des KonsensesRz. 438-441

• Die Regierung (eines Landes oder mehrerer) oder das Organ 
der internationalen Organisation führt i.d.R. zuerst 
exploratorische Gespräche auf unterer Stufe (wenn 
multilateral: Austausch von Positionspapieren).

• Wenn erfolgsversprechend: Bundesrat erteilt der 
Verhandlungsdelegation ein Verhandlungsmandat (unter
Wahrung der Mitwirkungsrechte der Kantone und der BVers, 
BV 55, 166 und 184 I, ParlG 24 und 152). Ein offenes Mandat 
erleichtert Konsensfindung und schafft Flexibilität, weil es ggf. 
nicht rasch angepasst werden muss. 

Aufnahme Ist-
Zustand und 

Präzisierung der 
Zielsetzung

§ 16 Bedeutung des KonsensesRz. 442 f.

• Jede Vertragspartei klärt vor Aufnahme der Verhandlungen den 
Ist-Zustand ab, insbesondere: Besteht überhaupt ein 
Regelungsbedürfnis? Besteht überhaupt Raum für eine 
internationale Regelung? Je nachdem werden die 
Zielsetzungen im Verhandlungsmandat umschrieben. 

Welche Rolle spielt der 
Entwurf von Konzepten 
der Zielverwirklichung 
bei der internationalen 

Rechtssetzung?

§ 16 Bedeutung des KonsensesRz. 444 f.

• Das Konzept muss bei Verhandlungsbeginn bereits vorliegen, 
da Grundlage für das Verhandlungsmandat. 

• Das Konzept kann nicht so detailliert sein wie dasjenige einer 
landesinternen Regelung, weil es Raum für die inhaltliche und 
formale Ausgestaltung durch die Vertragsparteien lassen muss. 

• Das Konzept bildet i.d.R. auch erster Verhandlungsgegenstand. 



Der
Regelungsgegenstand
kann verändert werden. 

§ 16 Bedeutung des KonsensesRz. 446

• Der Grundsatz „Einheit der Materie“ kann nicht 
mit der gleichen Stringenz beurteilt werden, 
sonst gibt’s möglicherweise gar keine 
Einigungen: Erweiterung des 
Verhandlungsgegenstandes, Paketlösungen 
müssen möglich sein, denn die Staaten weisen 
z.T. sehr unterschiedliche Interessen auf. 

Wie ist die 
Regelungsdichte und –
bestimmtheit in der int. 

Rechtssetzung zu 
beurteilen?

§ 16 Bedeutung des KonsensesRz. 447 f.

• Entscheidende Kriterien im nationalen Recht: 
Einzelfallgerechtigkeit vs Rechtssicherheit / Rechtsgleichheit 

• Entscheidende Kriterien bei der int. Rechtssetzung zudem: 
Verhandlungstaktische Überlegungen, z.B.:
– Konstruktive Zweideutigkeit: Offen, sonst kann man sich 

nicht einigen. 
– Überbestimmtheit: Präzise, dann sind wir innerstaatlich 

abgesichert. Zu Überbestimmtheit wird auch dann gegriffen, 
wenn die innerstaatlichen Regelungssysteme 
grundverschieden sind und daher das Bedürfnis nach 
Klärung besteht. 

Welches Verfahren wird 
auf völkerrechtliche 

Verträge angewandt? 

§ 16 Bedeutung des KonsensesRz. 449 f. 

• Grundsatz BV 166 II: Völkerrechtliche Verträge werden von der 
BVers genehmigt. Ausnahme: RVOG 7a

• Somit gibt es vier Typen von völkerrechtlichen Verträgen: 
– Staatsverträge mit obligatorischem Referendum
– Staatsverträge mit fakultativem Referendum
– Staatsverträge, die nur von der BVers genehmigt werden
– Staatsverträge, die vom BR selbständig abgeschlossen 

werden

Wonach beurteilt sich die 
Referendumspflicht nach 

BV 141 I lit. d Ziff. 3? 

§ 16 Bedeutung des KonsensesRz. 451-454

• Das Merkmal der Wichtigkeit kann nicht unbesehen aus BV 164 
übernommen werden, da es beim int. Vertrag nur diese eine 
Erlassform und nicht VO / Gesetz gibt. Dennoch sind die an 
den int. Sachverhalt angepassten innerstaatlichen Grundsätze 
der Wichtigkeit das erste Prüfungsmerkmal. 

• Der Vergleich mit dem Inhalt früher abgeschlossener 
Abkommen.

• Im Zweifelsfall pro Referendumspflicht, da die Revision von Ziff. 
3 im Zeichen der Ausweitung der Volksrechte stand. 

Das entscheidende Organ ist die BVers (richtig, da weitgehend 
politischer Entscheid). 



Welche Kompetenzen hat 
der Bundesrat im 

Zusammenhang mit int. 
Verträgen?

§ 16 Bedeutung des KonsensesRz. 455

• Festlegung des Verhandlungsmandates

• Unterzeichnung des Vertrages nach Abschluss der 
Verhandlungen

• Ggf. Ratifikation nach einer allfälligen innerstaatlichen 
Genehmigung, vgl. BV 184 II. 

Wer redigiert die Texte 
der Staatsverträge? 

§ 16 Bedeutung des KonsensesRz. 456-458
• Verhandlungsmerkmal: The first bite in the apple! Jede Partei 

will zuerst einen Textvorschlag unterbreiten. Eigentlich ist die
Ausarbeitung des Textes dann aber Sache des Präsidiums 
oder seines Sekretariates. Möglich ist auch, dass eine 
Staatengruppe bereits einen Vorschlag einreicht, auf den sie 
sich geeinigt hat. 

• Weil die Vertragspartei die Verhandlungsmandate meist nicht 
kennt, kann man von Anfang an kein gemeinsames Konzept 
erarbeiten. Daher ist die Redaktionsphase hier – anders als 
üblicherweise im landesinternen Rechtssetzungsverfahren –
auch für die inhaltliche Ausgestaltung des Vertrages von 
grosser Bedeutung. So braucht es immer wieder neue Entwürfe 
und der Text wird zunehmend verdichtet. 

• Weil die Entscheidungen quasi-definifiv sind, werden heikle 
Entscheidungen oft bis zum Schluss offen gelassen. Darunter 
leidet dann die Struktur des Erlasses und die Regeln für die 
Formulierung von Normen (Präzision, Kürze, Einfachheit) 
können bei Vertragstexten oft nur beschränkt oder gar nicht 
eingehalten werden. 

Wie werden int. Verträge 
hinsichtlich ihrer Wirkung 
überprüft? Wie werden 

allfällige Mängel 
korrigiert?

§ 16 Bedeutung des KonsensesRz. 459

Auch bei int. Verträgen ist eine ex-post-Evaluation möglich und 
nötig. Nur: Wenn Mängel festgestellt werden, muss die 
Vertragspartei überzeugt werden, dass Neuverhandlungen 
auch für Sie vorteilhaft sind. In der Regel gelingt dies nur, wenn

• Mängel des Vertrages für alle Parteien offensichtlich sind, 

• und wenn der Verhandlungsgegenstand auf Beseitigung dieser 
Mängel beschränkt wird. 

Inwiefern haben sich die 
Umstände, in denen 

Rechtssetzung betrieben 
wird, in jüngster Zeit 

geändert?

§ 16 Bedeutung des KonsensesRz. 460 f. 
Der Wohlfahrts- und Interventionsstaat hat sich übernommen. 

Gewährleistungsstaat (Der Staat erfüllt nicht mehr selbst, er 
gewährt aber, dass erfüllt wird). Ihn trifft also eine 
Auffangverantwortung.

Rechtssetzung ist nur eine Einwirkungsmöglichkeit unter 
vielen (oft effizienter: Info, Finanzen). Wer zu hohe 
Erwartungen an die Rechtssetzung hat, erweist ihr einen 
Bärendienst (Überregulierung Beeinträchtigung der 
Wirksamkeit) und verkennt die Schwierigkeit, Wirkungen 
staatlicher Massnahmen vorzusehen. 

Mögliche Antwort: gesteuerte Selbstregulierung. 



Welches sind die Vorteile 
gesteuerter

Selbstregulierung?

§ 16 Bedeutung des KonsensesRz. 462 f. 

• Flexibilität 

• Nutzbarmachung von Sachverstand

• Erhöhung der Akzeptanz

• Dadurch insgesamt: Entlastung des Staates 

Welche Anforderungen 
werden an die 

Rechtssetzung gestellt im 
Rahmen der gesteuerten 

Selbstregulierung
gestellt?

§ 16 Bedeutung des KonsensesRz. 464-466

• Rechtssetzung muss methodisch erfolgen (Konzepte müssen 
erarbeitet und Normtexte konkretisiert werden. Nach ihrem 
Erlass müssen die Normen stets ex-post-geprüft werden). 

• Rechtssetzung muss geplant erfolgen (Koordination mit 
anderen Vorhanben) 

• Rechtssetzung muss nach rationalen Kriterien erfolgen 
(Rechtssetzung ist kein blosses Produkt der Politik, sondern 
eine theoriegeleitet, erlernbare, von der Politik allerdings stark 
geprägte Tätigkeit). 

Das Regelungsnetz wird durch die gesteuerte Selbstregulierung 
erst einmal nicht unbedingt weniger dicht. Sogar Deregulierungen
und Privatisierungen lösen zuerst einmal eine Welle staatlicher 
Normierungen aus. So macht etwa Liberalisierung den Erlass von 
Folgerecht notwendig (z.B. FMG, TUG, SBBG…). 


